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Positives Zusammenle-
ben in Städten gestalten 
Die Sommerausgabe der ÖGZ widmet sich 
traditionell dem Österreichischen Städtetag, 
der heuer zum 66. Mal stattfand und zum 
achten Mal in Tirols Landeshauptstadt Inns-
bruck über die Bühne ging. Der Finanzaus-
gleich und die Flüchtlingsfrage standen im 
Mittelpunkt der dreitägigen Beratungen. Un-
ter dem Motto „Stadtklima im Wandel – Zu-
sammenleben gestalten“ fanden sich rund 
900 EntscheidungsträgerInnen aus Politik, 
Wirtschaft und Verwaltung ein. Es kamen 
hochkarätige Gäste wie Bundespräsident 
Heinz Fischer, der beim Städtetag feierlich 
verabschiedet wurde, Finanzminister Hans 
Jörg Schelling sowie Landeshauptmann 
Günther Platter und Gemeindebundpräsi-
dent Helmut Mödlhammer. Die Festrede 
hielt Leoluca Orlando, Bürgermeister von 
Palermo, bekannt als unermüdlicher Kämp-
fer gegen die Mafia und Verfechter der 
Menschenrechte. Leoluca Orlando sprach 
sich für die Abschaffung von Aufenthaltsge-
nehmigungen aus und setzte sich dafür ein, 
die Freizügigkeit als unveräußerliches Men-
schenrecht anzuerkennen. Mit Dank an die 
gastgebende Stadt Innsbruck und der Fah-
nenübergabe an die Salzburger Gemeinde 
Zell am See, wo der  67. Städtetag 2017 
stattfinden wird, ging die Veranstaltung 
erfolgreich zu Ende.

Dr. Thomas Weninger
Generalsekretär des Österreichischen Städtebundes
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Geld folgt Leistung 
Das Thema Flüchtlinge stand während des 
Städtetages im Mittelpunkt der Diskussio-
nen. Im vergangenen Jahr stellte sich her-
aus, dass die Flüchtlingsfrage primär ein 
Thema der Städte ist. Städte bieten Unter-
künfte, Infrastruktur, Sprachkurse, in weite-
rer Folge Arbeitsplätze und sind federfüh-
rend bei der Integration. Dazu muss man 
auch betonen, dass es in Österreich keine 
Stadt gibt, die keine Flüchtlinge aufgenom-
men hat, wohingegen ein Drittel der Ge-
meinden keine Flüchtlinge beherbergt. Hier 
braucht es unter den Bürgermeistern und 
Bürgermeisterinnen einen Schulterschluss 
und kommunale Solidarität.
Die Finanzierung kommunaler Dienstleistun-
gen war ebenso Thema beim Städtetag. 
Die jahrelange Forderung nach einem auf-
gabenorientierten Finanzausgleich und einer 
tiefgreifenden Systemumstellung fand große 
Resonanz. Das Prinzip „Geld folgt Leistung“ 
muss dringend umgesetzt werden. Auch Fi-
nanzminister Schelling zeigte sich während 
des Städtetages offen für weitreichende 
Kompetenzbereinigungen und forderte sei-
nerseits eine klare Aufgabenteilung. Betonte 
aber auch, dass der FAG eine Staatsreform 
– mit dem Hinweis auf den Österreich-Kon-
vent – nicht ersetzen kann. Funktionierende 
Städte fördern die Entwicklung eines ge-
samten Landes, auch der ländlichen Regio-
nen, daher setzt sich der Städtebund dafür 
ein, dass Städte auch weiterhin ein attrakti-
ver Lebensraum bleiben.

Bürgermeister Dr. Michael Häupl
Präsident des Österreichischen Städtebundes

PRÄSIDENT
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STÄDTEBUND AKTUELL

ARA-QUALITÄTSPREIS AN KOMMUNALE SPITZENVERBÄNDE

Der Qualitätspreis der ARA wird jedes Jahr von der ARA AG für herausragende Leistungen im Bereich der Sammlung von Verpa-
ckungsabfällen vergeben. Heuer erhielten ihn der Österreichische Städtebund, der Österreichische Gemeindebund und die ARGE 
Abfallwirtschaftsverbände für deren Leistungen zur erfolgreichen Umsetzung der Verpackungssammlung gemäß AWG-Novelle 2013. 
Der Preis in Höhe von 4.500 Euro wurde im Rahmen der Österreichischen Abfallwirtschaftstagung übergeben.
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SCHULEN MIT ÖSTERREICHISCHEM UMWELTZEICHEN AUSGEZEICHNET

Im Rahmen der Umweltzeichenverleihung in Wien wurden 28 
heimische Schulen für ihren Beitrag zum Schutz der Umwelt 
und der natürlichen Ressourcen geehrt. Sie dürfen ab sofort 
das Österreichische Umweltzeichen tragen. Sechs Schulen wur-
den für ihr langjähriges Engagement ausgezeichnet. „Die zahl-
reichen Initiativen und Projekte der Umweltzeichen-Schulen 
setzen ein starkes Zeichen für den Klimaschutz und für nach-
haltige Entwicklung. Wir danken allen Beteiligten für ihren 
großartigen Einsatz und hoffen, dass viele weitere Bildungsein-
richtungen ihrem Beispiel folgen werden“, gratulierten Bil-
dungsministerin Sonja Hammerschmid und Umweltminister 
Andrä Rupprechter anlässlich der Verleihung.

Strenge Kriterien erfüllt 
Eine Schule, die das von Friedensreich Hundertwasser gestal-
tete Öko-Siegel tragen will, muss umfassenden Kriterien in den 
Bereichen Umweltbildung und -pädagogik, Ressourcenscho-
nung und Gesundheit erfüllen, die einer strengen Kontrolle 

unterliegen. Umweltzeichen-Schulen achten zum Beispiel auf 
umweltfreundliche Schulmaterialien, kaufen regionale und 
saisonale Lebensmittel und berücksichtigen auch bei Um- oder 
Neubauten die strengen Umweltzeichenkriterien. Die zahl
reichen Maßnahmen nutzen nicht nur der Umwelt, sie führen 
auch zu einer Verbesserung der Teamarbeit und des Schul
klimas.
Das Österreichische Umweltzeichen wurde im Jahr 2002 auch 
für Schulen und Bildungseinrichtungen eingeführt. Es wird für 
jeweils vier Jahre vom Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (BMLFUW) und 
dem Bundesministerium für Bildung und Frauen (BMBF) ge-
meinsam vergeben. Österreichweit werden derzeit mehr als 
32.000 Schülerinnen und Schüler von 4.085 Lehrerinnen und 
Lehrern in 106 Schulen ausgebildet, die mit dem Österreichi-
schen Umweltzeichen zertifiziert sind.

INFOS: 
www.umweltzeichen.at
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Neben hochwertigsten Kaffeespezialitäten und 
Filterkaffee bietet Tchibo Coffee Service indivi-
duelle Komplettlösungen an, die auf unter-
schiedliche Einsatzbereiche ausgerichtet sind 
und direkt auf die Kundenbedürfnisse abge-
stimmt werden. 

Die Vielfalt an verschiedenen Markenkonzepten 
ist ebenso einzigartig wie die Qualität des Kaffees, 
die jeden Anspruch der Kunden erfüllt: Klassi-
scher Tchibo Kaffee ebenso wie der beliebte 
Eduscho, der traditionell italienische Piacetto 
Espresso oder der Bio- und Fairtrade-zertifi-
zierte Kaffee von VISTA – das Sortiment deckt 
jeden Bedarf in professionellster Weise ab. Neben 
dem Kerngeschäft bietet Tchibo Coffee Service 
den Kunden ein breites Zusatzsortiment an Tee 
und Trinkschokolade an.

Ein ausgeprägtes Qualitätsbewusstsein bestimmt 
das Tun und Handeln der Tchibo Coffee Service. 
Qualitätsmanagement hat einen hohen Stellen-
wert und orientiert sich an Elementen der 
DIN/ISO 900ff. 

Es wird nicht nur auf den richtigen Geschmack 
und die beste Qualität geachtet, sondern das 
Augenmerk vermehrt und stark auf Umwelt-

schutz und angemessene Lebensbedingungen 
der Kaffeebauern gelegt. 

Die E-Linie wird professionell -  
WE8 für Spezialitäten-Liebhaber
Wer auf Kaffeespezialitätenvielfalt, Flexibilität, 
Einfachheit und Ästhetik setzt, liegt mit der 
WE8 goldrichtig. Sie besticht durch hohe Auto-
nomie und eignet sich ideal für den Einsatz in 
Büros, Geschäftsräumen, Ladenlokalen oder bei 
Großverpflegern. Trotz hoher Kapazität findet 
sie dank ihrer Kompaktheit überall leicht Platz. 
Innovative Technologien revolutionieren den 
Kaffeegenuss am Arbeitsplatz. Die One-Touch-
Funktion zaubert zwölf verschiedene Klassiker 
und Trendspezialitäten wie Latte macchiato, 
Flat White oder Cappuccino ganz einfach auf 
Knopfdruck und in höchster Feinschaum-Qua-
lität. Frontal angeordnete Tasten und ein mo-
dernes TFT-Display machen die Bedienung 
spielend leicht. Eine Weltneuheit, der Puls-Ex-
traktionsprozess (P.E.P.®), optimiert die Extrak-
tionszeit und garantiert bei kurzen Kaffeespezi-
alitäten ein Höchstmaß an Aroma.

Klare, symmetrische Formen, harmonische Li-
nien und viel Liebe zum Detail verleihen der 
WE-Linie im charakteristischen JURA-Design 

eine hochwertige Ästhetik, die in jeder Küche 
hervorragend zur Geltung kommt. Elegante 
Chrom-Highlights an der Front bringen den 
Look der professionellen WE8 vollendet zur 
Geltung.

INFOS:  

www.tchibo-coffeeservice.at  

www.jura.com

DIE NEUE WE8 VON JURA 
 GARANTIERT PROFESSIONELLE 

KAFFEERESULTATE AUF 
HÖCHSTEM NIVEAU & LÄSST 

KEINE WÜNSCHE OFFEN
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2 STARKE MARKEN - IHRE PARTNER FÜR EINZIGARTIGEN KAFFEEGENUSS: 

Seit 44 Jahren Kaffeeprofi
Der Tchibo Coffee Service ist einer der führenden Kaffee-Foodservice-Anbieter in Europa und Partner  

von Geschäftskunden und Großverbrauchern in Gastronomie und Hotellerie wie auch in der Arbeitsplatz – 

und Gemeinschaftsverpflegung mit ganzheitlichen Kaffeekonzepten.

BEZAHLTE ANZEIGE

Tschibo_AD_1_1.indd   2 21.07.16   09:1804-11_StbundAktuell_KommNews_kk.indd   5 21.07.16   10:35



STÄDTEBUND AKTUELL

6 � ÖGZ 7/8/2016

BAUKULTURELLE HERAUSFORDERUNGEN IN DEUTSCHLAND

Die Gleichzeitigkeit von Wachstum und Schrumpfung in 
Deutschland stellt die Gemeinden vor ganz unterschiedliche 
baukulturelle Herausforderungen. Ländliche Räume und Ge-
meinden in peripheren Lagen sorgen sich aufgrund rückläufiger 
Geburtenraten und Abwanderung um die Sicherung von ver-
kehrlichen Infrastrukturen, um das Aufrechterhalten der Da-
seinsvorsorge und um Perspektiven für den ungenutzten Baube-
stand. Die Großstädte und viele Städte und Gemeinden im so-
genannten Speckgürtel der Metropolen sehen sich dagegen mit 
einer derartig hohen Nachfrage durch Zuzügler konfrontiert, 
dass auf den noch verfügbaren Freiflächen ein starker Nutzungs-
druck lastet. 

Hohe Gebäudeleerstände … 
Je nach regionalem Kontext, Wirtschaftskraft und Entfernung 
zur nächst gelegenen Metropole steht in bestimmten Teilen 
Deutschlands die Anpassung an rückläufige Bevölkerungszahlen 
ganz oben auf der Agenda. Hier sieht man sich massiven Ge-
bäudeleerständen gegenüber. Vor allem angesichts zahlreicher 
historischer Stadt- und Ortskerne sind umfassende Strategien 
gefragt, die der schützenswerten Basubstanz eine neue Nut-
zungsperspektive verleihen und das Wohnen und Arbeiten zu-
rück ins Zentrum verlagern. Dieser Prozess gestaltet sich jedoch 
unter anderem deshalb als schwierig, da in Deutschland das 
Einfamilienhaus zu den beliebtesten Wohnformen zählt und 
viele Gemeinden hierfür neues Bauland an den Siedlungsrän-
dern ausweisen. Diese Vorgehensweise zieht aber häufig weite-
ren Leerstand im Zentrum nach sich. Daher fokussieren sich die 
Städtebauförderungsprogramme von Bund und Ländern vor al-
lem auf die Sanierung, Aufwertung und Revitalisierung von Be-
standsquartieren, damit in den Gemeinden Innen- vor Außen-
entwicklung geschieht und Siedlungsstrukturen an den tatsäch-
lichen Bedarf angepasst werden. 

… versus starke Bevölkerungszuwächse 
Dem gegenüber stehen Großstädte und ihre Umlandgemeinden, 
deren Entwicklung von starken Bevölkerungszuwächsen bestimmt 
wird. Hier wird die Nachverdichtung zur großen Herausforderung 
– Brachflächen, Baulücken, aber auch Potenziale für Aufstockun-
gen werden zum wertvollen Gut. In kürzester Zeit muss Wohn-
raum geschaffen werden. Auch Grundstücke, die lange Zeit unge-
nutzt blieben, kommen wieder auf den Prüfstand und werden mo-
bilisiert. Doch nachverdichtete Siedlungsstrukturen bedeuten im-
mer auch weniger werdende Freiflächen bei einem Mehr an Bevöl-
kerung. Die Strategie der sogenannten doppelten Innenentwick-
lung, bei der Flächenreserven im Siedlungsbestand nicht nur für 
Bauzwecke, sondern auch mit Blick auf urbanes Grün entwickelt 
und qualifiziert werden, wird in den großen Städten immer stärker 
zum Thema. 

Bundesstiftung Baukultur
Es gibt zahlreiche AkteurInnen in Deutschland, die sich im Zuge 
der Bau- und Planungsaktivitäten zwischen Schrumpfung und 
Wachstum für eine Qualitätssicherung einsetzen. Die Bundesstif-
tung Baukultur ist einer von ihnen. Alle zwei Jahre legt die Stif-
tung der Bundesregierung einen Bericht vor, der die Lage der Bau-
kultur in Deutschland beschreibt. Der im letzten Jahr erschienene 
Baukulturberichtet 2014/15 „Gebaute Lebensräume der Zukunft: 
Fokus Stadt“ und der im November 2016 erscheinende Baukul-
turbericht 2016/17 „Stadt und Land“ der Bundesstiftung Baukul-
tur, an denen das Deutsche Institut für Urbanistik gGmbH jeweils 
mitgewirkt hat, geben einen umfassenden Überblick über die ver-
schiedenen Herausforderungen in den städtischen und ländlichen 
Räumen Deutschlands, über Qualitäten des aktuellen Planens und 
Bauens, über gelungene Strategien und gute Beispiele.

DI.in Daniela Michalski, Deutsches Institut für Urbanistik 
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Interseroh – mit 
vereinten Kräften
Interseroh Austria strebt eine faire Partnerschaft 
mit den Kommunen an – mit vereinten Kräften 
wollen wir gemeinsam an den gleichen Zielen arbeiten: 
Hohe Dienstleistungsqualität für die Bürger und 
bestmögliches Recycling der getrennt erfassten 
Wertstoffe. Nachhaltigkeit und CO2-Reduktion 
zum Wohle der Umwelt stehen an oberster Stelle.

Dazu ist uns die wichtige Aufgabe der Abfallberater 
voll bewusst. Deshalb setzen wir uns als Sammelsystem 
dafür ein, dass diese auch künftig bestmöglich 
unterstützt werden. Und Interseroh arbeitet gerne 
konstruktiv bei der individuellen Weiterentwicklung 
der Sammelschienen mit. Als Ihr Partner. 

www.interseroh.at
Telefon: +43 1 714 2005-7220

www.interseroh.at
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DIE NEUE GENERATION IM KOMMUNALMANAGEMENT

   k5 Finanzmanagement    k5 Verfahren

   k5 E-Gov – Elektronische Verwaltung    k5 Wirtschaftshof

   k5 Lohn     k5 Gästemeldewesen

          Gemeinden haben sich bis
 heute für k5 Finanzmanagement 
     entschieden.

1.317

884                 Gemeinden 
   arbeiten bereits erfolgreich 
mit k5 Finanzmanagement

... und täglich kommen neue hinzu!

Die fünf Entwicklungspartner:

         für alle 2.100 
Gemeinden Österreichs.

9Länder,1Lösung
5Partner,
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Dazu ist uns die wichtige Aufgabe der Abfallberater 
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MAILATH-POKORNY GRATULIERT BASEMAP.AT 

Österreichs erste freie Verwaltungsgrundkarte wurde in 
Rotterdam mit dem Geospatial World Excellence Award 
ausgezeichnet. „Eine Bestätigung für Open Government 
Data“, so der für IT verantwortliche Stadtrat.

Der „Geospatial World Excellence Award“ wird jedes Jahr an in­
novative Initiativen im Bereich der geographischen Daten ver­
geben. Heuer konnte basemap.at – die erste freie Verwaltungs­
grundkarte Österreichs – eine internationale Jury überzeugen.
„Das Kooperationsprojekt basemap.at ist mit täglich bis zu 30 
Mio. Zugriffen bereits eines der meistgenutzten Open Govern­
ment Data (OGD) Angebote in Österreich. Dass dies weltweit 
für Anerkennung sorgt, macht uns natürlich stolz und Mut, die­
sen Weg konsequent weiterzugehen“, so IT-Stadtrat Andreas 
Mailath-Pokorny. „Mich freut besonders, dass mit basemap.at 
ein Werkzeug geschaffen wurde, das das Potenzial von OGD 
zeigt und das vielfach Anwendung findet“, so Mailath-Pokorny 
weiter.

Was ist basemap.at?
Mit basemap.at haben die Bundesländer gemeinsam mit Part­
nern aus der Wissenschaft und Wirtschaft eine aktuelle Grund­
karte von Österreich entwickelt. Die Geodaten von Ländern, 
Städten, Gemeinden und weiteren Partnern werden in einer 
Plattform zusammengeführt und stehen im Rahmen von Open 
Government Data weltweit frei und kostenlos zur Verfügung. 
Die Stadt Wien hat die Projektleitung und die Servicebereitstel­
lung von basemap.at übernommen. Alle Daten, auch hochaufge­
löste Orthofotos, können kostenlos privat und kommerziell ge­
nutzt werden. Die Inhalte von basemap.at – Grenzen, Gebäude, 
Adressen, Straßen, etc. – werden regelmäßig ergänzt und aktuali­
siert. Basemap.at ist mittlerweile die Grundlage für zahlreiche 
Verwaltungsverfahren und wird von privaten und kommerziellen 
NutzerInnen eingesetzt.

Was zeichnet basemap.at aus?
• 100% Geodaten österreichischer Verwaltungen, qualitätsge­
prüft, aktuell, standardisiert und flächendeckend einheitlich;
• Open Government Data Lizenz von Österreich (CC-BY): das 
bedeutet kostenloser und barrierefreier Zugang, ohne jegliche 
Einschränkung hinsichtlich Nutzung und Qualität – kommerzi­
elle Nutzung inkludiert;
• „Secure“, kein Logging und kein User-Tracking;
• Basis für eine Vielzahl von Geo-Anwendungen.

APP „STOP&GO“ SOLL ZUR VERKEHRSSICHERHEIT BEITRAGEN

Die neue App „stop&go“ des KFV (Kuratorium für Verkehrs­
sicherheit) informiert in neun Sprachen über die Regeln im Stra­
ßenverkehr. „Wir bieten auch Flüchtlingen eine Einstiegshilfe, 
um sich rasch auf Österreichs Straßen zurechtzufinden“, sagt 
Verkehrsminister Jörg Leichtfried. Geboten werden ein Verkehrs­
zeichen-Scanner, ein Quiz, Erste-Hilfe-Regeln und Informatio­
nen zum Führerschein. 

In neun Sprachen verfügbar
Die App kann dabei in den Sprachen Deutsch, Englisch, Franzö­
sisch, Arabisch, Paschtu, Dari, Farsi, Bosnisch und Türkisch be­
dient werden. Um die App „stop&go“ bei der österreichischen 

Bevölkerung bekannt zu machen, werden über 6.000 Organisati­
onen österreichweit mittels Postwurf informiert.

Bis 2020 Zahl der Verkehrstoten halbieren 
Aufholbedarf für die Sicherheit auf der Straße ist gegeben: 
47.366 Menschen verletzten sich im Jahr 2015 bei Verkehrsun­
fällen in Österreich, 479 starben an den Folgen der schwerwie­
genden Unfälle. Bis 2020 soll die Anzahl der Verkehrstoten hal­
biert werden. Das Infopaket zur App kann kostenlos unter aktio­
nen@kfv.at oder telefonisch unter 05 77 077 4000 angefordert 
werden. Eine Web-Version steht unter www.stopandgo-app.at 
zur freien Benützung zur Verfügung. 
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„BÜRO2019“ IN WIENER NEUSTADT ERÖFFNET 

Wiener Neustadts Bürgermeister Klaus Schneeberger eröffnete 
vor Kurzem das sogenannte „Büro2019“. Das Büro fungiert als 
Info-Stelle für alle Fragen und Anliegen im Zusammenhang mit 
der Landesausstellung 2019. Bürgermeister Schneeberger: „Für 
Wiener Neustadt ist diese Landesausstellung wahrlich mit ei-
nem Großereignis wie der EURO gleichzusetzen. Mit der Eröff-
nung dieses Büros machen wir einen ganz wichtigen Schritt in 
die Öffentlichkeit und werden ab nun gemeinsam mit den 
Menschen der Stadt und der Region an der Vorbereitung dieses 
Jahrhundert-Projekts arbeiten. Ich lade alle ein, regelmäßig im 
‚Büro2019‘ vorbeizukommen, sich zu informieren und sich na-
türlich auch aktiv in die Planungen einzubringen.“
Das Büro dient als zentrale Anlaufstelle für alle Anliegen im 
Rahmen der Niederösterreichischen Landesausstellung 2019. Es 
bietet InteressentInnen Informationen zu den Vorbereitungs
arbeiten und Planungen im Rahmen der Landesausstellung. 
Die Menschen sind aufgerufen, eigene Ideen zur Landesausstel-
lung einzubringen. Dies geht sowohl über Telefon, E-Mail oder 
persönliches Vorbeikommen als auch über einen eigens einge-
richteten Ideenbriefkasten vor dem „Büro2019“. 

KONTAKT:
BÜRO 2019
Neunkirchner Straße 17, 2700 Wiener Neustadt
office@buero2019.at
Mo & Di, 9–13 Uhr;  Do, 14–19 Uhr;  Fr, 14–18 Uhr

WERDEN AUCH SIE E-MOBILIST!

Die neue „CHECK-E“ App hilft allen Interessierten, individu-
ell am eigenen Smartphone zu testen: Ist ein E-Fahrzeug geeig-
net für die persönlichen Wege? Wie viel Geld kann man sich 
sparen? Welches E-Fahrzeug ist dafür am besten geeignet? Ob 
privat oder beruflich – mit CHECK-E können Sie bequem und 
einfach Ihre täglich zurückgelegten Wegstrecken auswerten.
Der „E-Faktor“ zeigt auf einen Blick, wie viel Prozent der per-
sönlichen Wege mit einem gewählten E-Fahrzeug in der Praxis 
bewältigt werden könnten. Als E-Fahrzeuge stehen eine breite 
Palette von E-Modellen zur Verfügung, die in Österreich erhält-
lich sind – reine Batterie-, Plug-In-Hybrid- oder Brennstoff
zellen-Elektro-Fahrzeuge. 
Die App zeigt Kosten- und CO2-Ersparnisse im Vergleich zu ei-
nem persönlich ausgewählten, konventionellen Fahrzeug. Zu-
sätzlich finden Sie auf der Website von Austrian Mobile Power 
umfassende Informationen zu Förderungen für E-Fahrzeuge in 
Österreich sowie zu Ladestellen.

GRATIS IM APP-SHOP:
Apple App-Store: https://appsto.re/at/FpxMcb.i
Android App-Store: https://play.google.com/store/apps/details?id=com.fluidtime.
android.trackmyself 

WEITERE INFORMATIONEN ZU CHECK-E: 
www.austrian-mobile-power.at/CHECK-E  
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ST. PÖLTEN: UMWELTPREISE VERLIEHEN

Beim bereits 21. Umweltpreis der Stadt St. Pölten wurden die 
PreisträgerInnen in den Kategorien „Kräuterwissen“ und „Ur-
ban Gardening“ ausgezeichnet. Auch heuer unterstützten wie-
der die NÖN und die Sparkasse den Umweltpreis der Stadt St. 
Pölten. Inhaltlich begleitet wurde die zuständige Abteilung 
„Umweltschutz-Lebensraum“ dabei vom Verein Stattgarten, der 
in der Vergangenheit sehr aktiv im Bereich von „Urban Garde-
ning“ in der Landeshauptstadt tätig war. Die SchülerInnen der 
4. bis 6. Schulstufe erstellten ein „Kräuterbuch mit unserem 
Kräuterwissen“, jene der 7. bis 9. Schulstufe entwickelten nach-
haltige Projekte zum Thema „Urban Gardening“. Insgesamt 
wurden zwölf Projekte eingereicht; keiner der mehr als 300 
SchülerInnen musste mit leeren Händen nach Hause gehen.
Neben Geldpreisen von der Sparkasse für die bestplatzierten 
Projekte gab es auch Thermengutscheine sowie Kinogutscheine 
vom Cinema Paradiso von der NÖN, LUP-Tickets, Klima-
bündnis-Bildungs-Schecks, Gutscheine vom Landesmuseum 
NÖ sowie gratis Schulgetränke von den Wilhelmsburger Hof-
lieferanten.

St
re

im
el

w
eg

er
/N

ÖN

KOMMUNALNEWS

10 � ÖGZ 7/8/2016

EUROPÄISCHE KONFERENZ DES  
SOZIALWESENS IN DEN HAAG

Vom 20. bis 22. Juni 2016 veranstaltete das Europäische Soziale 
Netzwerk (ESN) unter dem Motto „Die Zukunft ist lokal!“ die 
24. Europäische Konferenz des Sozialwesens (ESSC) in Zusam-
menarbeit mit der niederländischen EU-Ratspräsidentschaft. 
Die Veranstaltung widmete sich der Frage, wie öffentliche 
Dienste effektiver mit ihren Bürgerinnen und Bürgern zusam-
menarbeiten können, um Armut und soziale Exklusion zu be-
kämpfen.
Mit mehr als 400 international erfahrenen Expertinnen und 
Experten von allen staatlichen Verwaltungsebenen, aus privaten 
Unternehmen und von Organisationen des dritten Sektors 
stellte die Europäische Konferenz des Sozialwesens eine einzig-
artige Möglichkeit dar, aktuelle Entwicklungen im Sozialwesen 
kennenzulernen, sich über innovative Praktiken auszutauschen 
und sich von neuen Ideen inspirieren zu lassen. 

Mehr BürgerInnen-Beteiligung gefragt
Aufgrund des anhaltenden Drucks auf die öffentlichen Finan-
zen bleiben Ungleichheit, beständige Armut und auseinander-
driftende Gesellschaften eine gemeinsame Herausforderung in 
ganz Europa. Mit einem wachsenden Fokus auf eine gemein-
same Verantwortung sehen die sozialen Dienste, dass es not-
wendig ist, Bürgerinnen und Bürger vor Ort einzubeziehen. 
Das bedeutet, neue Wege der BürgerInnen-Beteiligung bei der 
Identifizierung zukünftiger Bedürfnisse zu entwickeln sowie mit 
den Bürgerinnen und Bürgern partnerschaftlich bei der Ent-
wicklung und Erbringung öffentlicher Dienstleistungen zusam-
menzuarbeiten.

INFOS: www.essc-eu.org/german

Die Volksschule St. Georgen konnte sich mit dem 
Projekt „Die Kräuterdetektive“ den ersten Platz bei 
der 4. bis 6. Schulstufe sichern.

CONSTANTINUS AWARD  
FÜR WIEN.AT LIVE-APP 

Die Stadt Wien hat mit ihrer „wien.at live“-App den zweiten 
Platz beim Constantinus Award errungen. Der Award ist einer 
der größten österreichischen Beratungs- und IT-Preise und fand 
heuer zum 14. Mal statt. Die wien.at live-App wurde in der Ka-
tegorie „Mobile Apps“ gewertet. Die Agentur WH-Interactive, 
ein Unternehmen der Wien Holding, fungierte als Auftrag
nehmerin der MA 53 - Presse- und Informationsdienst.

Die wien.at live-App
Highlights der App der Stadt Wien sind der offline Stadtplan, 
die WLAN Standort-Suche, Echtzeit-Infos und ein QR-Code-
Reader mit Sicherheitsplus. Die Inhalte sind auf Desktop, Tab-
let und Smartphone abrufbar; Android- und iOS-Versionen 
komplettieren das Angebot. So gibt es direkten Zugang zu allen 
passenden digitalen Angeboten der Stadt Wien. 

Der FLGT ist ein eingetragener Verein und ein Team von engagierten Tiroler Gemeindeamtsleitern mit dem Ziel der gegenseitigen Unterstützung in kom­
munalen Verwaltungsangelegenheiten. Der Fachverband dient als Plattform zur Kommunikation und Weiterbildung der Gemeindeamtsleiter in Tirol.

Ziel des FLGT ist es, vorhandene Synergien zu nutzen und damit die Gemeindeamtsleiter und somit auch mittelbar die Bürgermeister bei der Verwirk­
lichung der sehr vielfältigen Gemeinde­Aufgaben verwaltungstechnisch zu unterstützen.

Wir bieten:

➢ Fachliche Aus­ und Weiterbildung
➢ Erfahrungsaustausch, Nutzung der Synergien sowie gegenseitige persönliche und dienstliche Hilfestellung
➢ Vertretung und Förderung gemeinsamer Interessen
➢ Digitale Verordnungs­, Bescheid­ und Vertragssammlung im Gemeindebereich auf der Homepage www.flgt.at
➢ WissensdatenbankB

EZ
A

H
LT

E 
A

N
ZE

IG
E

FACHVERBAND DER LEITENDEN GEMEINDEBEDIENSTETEN TIROLS

FACHVERBAND DER LEITENDEN GEMEINDEBEDIENSTETEN TIROLS

Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Tirols (FLGT) 
Eine Experten-Plattform engagierter Gemeindeamtsleiter

_Ins_FLGT_OEGZ_7-8_16_1_4q_abf.indd   1 27.06.16   16:5104-11_StbundAktuell_KommNews_kk.indd   10 22.07.16   11:09



VCÖ: RADFAHR-UMFRAGE ZEIGT SCHWACHSTELLEN AUF

Fast jeder/jede zweite RadfahrerIn sieht bei der Infrastruktur Verbesserungsbedarf, wie die diesjährige VCÖ-
Radfahr-Umfrage zeigt. Der VCÖ fordert den schnelleren Ausbau der Radfahr-Infrastruktur in Österreich.

„Die mangelnde Radfahr-Infrastruktur ist für viele ein wesentli-
cher Grund, nicht häufiger Rad zu fahren“, stellt VCÖ-Experte 
Markus Gansterer fest. Bei der diesjährigen VCÖ-Radfahr-Um-
frage gaben 48 Prozent der Radfahrenden an, einzelne Strecken 
deshalb nicht mit dem Rad zu fahren, weil es zu viel Kfz-Verkehr 
gibt und die Strecke als zu gefährlich erachtet wird. 41 Prozent 
gaben an, dass sie wegen schlechter Infrastruktur bestimmte Stre-
cken nicht mit dem Fahrrad fahren. 
45 Prozent der Radfahrerinnen und Radfahrer wünschen, dass 
das Queren von Hauptstraßen sicherer wird. Mit der Anzahl von 
Radabstellplätzen im Straßenraum sind 43 Prozent unzufrieden, 
30 Prozent beklagen die mangelnde Qualität der Radverkehrs-
verbindungen. „Oft sind Radwege zu schmal, der Belag in 
schlechtem Zustand, oder parkende Autos nehmen dem Radver-
kehr Platz weg“, erläutert VCÖ-Experte Gansterer. Jeder/jede 
vierte RadfahrerIn beklagt die mangelnde Länge des Radnetzes 
im Wohnort, und, dass zu wenige Einbahnen für das Radfahren 
geöffnet sind. Insgesamt ist jeder/jede sechste RadfahrerIn mit 
den Bedingungen zum Radfahren im Wohnort unzufrieden, aber 
immerhin jeder/jede dritte RadfahrerIn ist „sehr zufrieden“. 
Und: 55 Prozent erleben verbesserte Bedingungen zum Radfah-
ren. „Jene, die häufiger Radfahren, sind auch zufriedener. Wer 
die Radfahr-Infrastruktur verbessert, wird mit mehr Radverkehr 
belohnt“, betont VCÖ-Experte Gansterer.

Hochsaison von Mai bis August
Der VCÖ fordert den schnelleren Ausbau der Radfahr-Infra-
struktur in Österreich. Während im Ortsgebiet durch Tempo 30 
statt Tempo 50 sowie durch Verkehrsberuhigung die Zahl der 
Radfahrerinnen und Radfahren erhöht werden kann, braucht es 
in den Regionen mehr sichere Radwege und in den Ballungsräu-
men möglichst kreuzungsfreie Rad-Highways vom Umland in 

die Städte. In den Niederlanden wird das Netz an Rad-Highways 
bis zum Jahr 2025 auf 675 Kilometer ausgebaut; Norwegen 
plant, die zehn größten Städte mit Radschnellwegen zu  
verbinden und im deutschen Ruhrgebiet wird bereits an einem 
100 Kilometer langen Radschnellweg gebaut.
Jetzt ist übrigens der beste Zeitpunkt, um in die Pedale zu treten, 
finden jene Österreicherinnern und Österreicher, die das Fahrrad 
als Verkehrsmittel nutzen. 97 Prozent treten zwischen Mai und 
August in die Pedale, rund 40 Prozent davon mehrmals die 
Woche.
Die Umfrage wurde im Auftrag des VCÖ durch das Meinungs-
forschungsinstitut Integral im Mai 2016 durchgeführt. Bei der 
repräsentativen Umfrage haben österreichweit 1.590 Personen 
(16 bis 69 Jahre) teilgenommen. 
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Der FLGT ist ein eingetragener Verein und ein Team von engagierten Tiroler Gemeindeamtsleitern mit dem Ziel der gegenseitigen Unterstützung in kom­
munalen Verwaltungsangelegenheiten. Der Fachverband dient als Plattform zur Kommunikation und Weiterbildung der Gemeindeamtsleiter in Tirol.

Ziel des FLGT ist es, vorhandene Synergien zu nutzen und damit die Gemeindeamtsleiter und somit auch mittelbar die Bürgermeister bei der Verwirk­
lichung der sehr vielfältigen Gemeinde­Aufgaben verwaltungstechnisch zu unterstützen.

Wir bieten:

➢ Fachliche Aus­ und Weiterbildung
➢ Erfahrungsaustausch, Nutzung der Synergien sowie gegenseitige persönliche und dienstliche Hilfestellung
➢ Vertretung und Förderung gemeinsamer Interessen
➢ Digitale Verordnungs­, Bescheid­ und Vertragssammlung im Gemeindebereich auf der Homepage www.flgt.at
➢ WissensdatenbankB
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Die Eröffnung des 66. Österrei­
chischen Städtetages im Con­
gress Innsbruck geriet auch zur 

Verabschiedung von Bundespräsident 
Heinz Fischer, der mit 8. Juli 2016 
seine zwölfjährige Amtsperiode been­
det. Er war bei zehn Städtetagen per­
sönlich anwesend und bezeichnete in 
seiner Rede die Städte – auch durch 
den Lauf der Geschichte – für „beson­
ders wichtige Kristallisationspunkte 
der gesellschaftlichen Entwicklung“. 
Er nahm seine Ansprache zum Anlass, 
um auf sein Amtsverständnis und 
Macht und Machtbefugnis des öster­
reichischen Bundespräsidenten einzu­
gehen: „Manche Wahlkampfreden 
und vor allem der berühmte Satz des 
Präsidentschaftskandidaten Hofer – 
‚Sie werden sich noch wundern, was 

alles möglich sein wird‘ – hat eine be­
sorgte Diskussion darüber entfacht, 
ob der Bundespräsident nicht in 
Wahrheit zu mächtig ist und ob er 
nicht Entscheidungen treffen könnte, 
welche die für die Demokratie nützli­
che Ausgewogenheit zwischen Bun­
despräsident, Parlament und Regie­
rung nachhaltig stören“, so Fischer. 
Dies sehe er anders: „Der Bundesprä­
sident hat weder zu viel, noch zu we­
nig Kompetenzen“, so Fischer, „weil 
ich davon ausgehe, dass ein vom Volk 
gewählter Präsident seine Macht auch 
in Zukunft behutsam und verantwor­
tungsvoll ausüben wird, sodass er ge­
fährliche Situationen zu bremsen ver­
suchen wird, aber sich nicht in die 
alltägliche Arbeit anderer Staats­
organe einmischen wird.“ ▶ ▶ ▶

66. Städtetag feierlich 
in Innsbruck eröffnet 
Der Einladung in den Innsbrucker Congress sind rund 900 BürgermeisterInnen und 
KommunalvertreterInnen gefolgt – darunter auch hochkarätige PolitikerInnen wie 
Bundespräsident Heinz Fischer, Landeshauptmann Günther Platter, Bürgermeister und 
Städtebund-Präsident Michael Häupl und die gastgebende Bürgermeisterin Christine 
Oppitz-Plörer; moderiert wurde die Eröffnung von Corinna Milborn, Info-Chefin von PULS 4.
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… sowie (v.l.) Landtagspräsident van Staa, Bgm.in Oppitz- 
Plörer, Bgm. Häupl, LH Platter und BP Fischer.

… (v.l.) mit LH Platter, Bgm. Häupl und BP Fischer …

Landesüblicher Empfang beim Congress Innsbruck …
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Fischer zur Briefwahl
Fischer äußerte sich auch zur angekündig-
ten Wahlanfechtung der jüngsten Bundes-
präsidentenwahl: „Es liegt ein Wahlergeb-
nis vor, dieses kann natürlich angefochten 
werden“, so Fischer. „Ich wünsche mir 
aber, dass am Fahrplan, am 8. Juli den 
neuen Bundespräsidenten anzugeloben, 
festgehalten wird.“ Und weiter: „Man 
kann nicht das Kind mit dem Bade aus-
schütten und gleich die Briefwahl abschaf-
fen, denn es hat bis dorthin eine lange de-
mokratische Entwicklung gegeben: Durch 
die Briefwahl sollte die Wahlbeteiligung 
erhöht werden, indem alle, die zum Zeit-
punkt der Wahl nicht anwesend sind, die 
Möglichkeit haben, dennoch ihr Wahl-
recht auszuüben“, gab Fischer zu beden-
ken. Solange die Spielregeln für die Brief-
wahl eingehalten würden, sei alles in Ord-
nung. „Wenn die Spielregeln von einzel-
nen verletzt werden, ist das kein Grund, 
die Briefwahl abzuschaffen!“, schloss Fi-
scher.

Häupl fordert „Humanität  
und Ordnung“ 
Im Mittelpunkt der Eröffnungsreden stan-
den auch die Themen Finanzausgleich 
und Flüchtlinge. Auch Städtebund-Präsi-
dent Bürgermeister Michael Häupl ging in 
seiner Rede auf die Situation der Flücht-
linge in Österreich ein: „Im vergangenen 

Jahr 2015 hat Österreich eindrucksvoll 
bewiesen, dass es zu großartigen Hilfeleis-
tungen fähig ist, wenn es wirklich drauf 
ankommt. Freiwillige, Hilfsorganisationen 
und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Städte und Gemeinden haben dazu beige-
tragen, hunderttausende durchreisende 
Menschen zu versorgen“, so Häupl. Ange-
sichts des jüngsten Brandanschlages auf 
ein Flüchtlingsquartier in Oberösterreich 
sagte er: „Wir dürfen nicht zulassen, dass 
Menschlichkeit durch Gewalt und feigen 
Terror beantwortet wird. Wir Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister sind hier ge-
fordert eine ganz klare Haltung einzuneh-
men“. Der Umgang mit Flüchtlingen sei 
getragen vom Motto „Humanität und 
Ordnung“, so Häupl: „Selbstverständlich 
kann Österreich nicht die Verantwortung 
für ganz Europa tragen. Es muss eine eu-
ropäische Lösung geben, um mit der Situ-
ation der Flüchtlingsströme nach Europa 
umzugehen. Und wir werden nicht müde 
werden, diese europäische Lösung einzu-
fordern.“
Integration und Bildung bezeichnete er als 
die wichtigsten Zukunftsthemen: „Integ-
ration ist aber nicht nur eine Investition in 
ein gutes Zusammenleben, sondern auch 
eine wichtige Investition in unsere Wirt-
schaft: denn wir brauchen gut ausgebil-
dete, wissbegierige, fitte junge Menschen. 
Sprache, Bildung und Qualifikation sind 

daher nicht nur die Voraussetzung für ein 
selbstbestimmtes Leben, sondern sie schaf-
fen auch ein Potenzial für die Zukunft un-
seres Landes“, so Häupl. 
Er ging auf die stark steigenden Kosten 
der Städte im Bereich Soziales ein: So 
werde die Mindestsicherung etwa zur 
Hälfte durch Städte und Gemeinden 
durch Umlagen an das jeweilige Bundes-
land mitfinanziert. Häupl: „Insbesondere 
für die größeren Städte, wo mehr Beziehe-
rinnen und Bezieher der Mindestsiche-
rung leben, bedeutet das eine steigende 
finanzielle Belastung.“ 
Häupl forderte einmal mehr einen aufga-
benorientierten Finanzausgleich: „Ein mo-
derner Finanzausgleich muss sich an den 
Aufgaben orientieren, er ist transparent 
und macht ein für alle Mal Schluss mit 
dem komplizierten Transferwesen. Er gibt 
uns volle Kompetenz und Mitsprache in 
den Bereichen, die wir mitfinanzieren und 
mittragen. Ein konkretes Beispiel: Kinder-
betreuung könnte zur Gänze in die Ver-
antwortung der Städte und Gemeinden 
übergehen, Gesundheit und Soziales zu 
den Ländern. Also: volle Verantwortung, 
aber auch volle Finanzierung.“ 

Oppitz-Plörer mahnte Solidarität 
und Menschlichkeit ein
Christine Oppitz-Plörer, Bürgermeisterin 
von Innsbruck, verwies gleich zu Beginn 

Bundespräsident Heinz Fischer 
bezeichnete in seiner Rede die 
Städte als „besonders wichtige 
Kristallisationspunkte der ge-
sellschaftlichen Entwicklung“.

14 � ÖGZ 7/8/2016
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auf die besondere Verantwortung, die den 
BürgermeisterInnen in der Flüchtlings-
frage zukommt: „Wir sind verantwortlich 
für das, was wir tun, aber im Besonderen 
für das, was wir nicht tun“, sagte sie in 
ihrer Begrüßungsrede. „Verantwortlich 
sind wir zudem für jene, um die wir uns 
kümmern, erst recht aber für jene, um die 
wir uns vorerst nicht kümmern“, so Op-
pitz-Plörer. Und weiter: „Wir sind ein rei-
ches Land, trotzdem sollten wir öfter ein-
mal einen Blick auf andere Länder und 
Städte werfen, die zwar nicht reich an 
Ressourcen, aber umso reicher an Solida-
rität und Menschlichkeit sind“, mahnte 
Oppitz-Plörer ein.
 
Grußworte von  
Mödlhammer und Platter
Landeshauptmann Günther Platter hob 
hervor, dass „wir in einer Zeit des Um-
bruches leben, in der sich politische Sys-
teme und überholte Strukturen ändern“. 

Er ging auch auf die Herausforderungen 
in der Flüchtlingskrise ein: „Wir haben 
die humanitäre Verpflichtung, Menschen, 
die vor Krieg und Terror flüchten, Schutz 
zu bieten“, so Platter, der Solidarität aller 
EU-Mitgliedstaaten einforderte. Tirols 
Landeshauptmann unterstrich seine For-
derung einer zivil-militärischen Mission 
im Mittelmeer bzw. an der afrikanischen 
Küste: „Wenn wir das nicht machen, geht 
das Sterben im Mittelmeer weiter“, so 
Platter. Es müssten auch Kontrollen bei 
der Einreise nach Österreich stattfinden, 
um unkontrollierten Zuzug zu verhin-
dern. Platter: „Wenn Italien seine Ver-
pflichtungen erfüllt und kontrolliert, 
dann brauchen wir keine Kontrollen am 
Brennerpass.“
Platter mahnte des weiteren Einigkeit bei 
den Finanzausgleichsverhandlungen ein; 
es mache keinen Sinn, wenn die kommu-
nale Ebene mit den Bundesländern un-
eins sei. Man müsse geschlossen gegen-

über dem Bund auftreten. Abschließend 
meinte Platter: „Wir haben auf den sozia-
len Frieden zu achten, denn es ist ein Pri-
vileg, in Österreich zu leben und zu ar-
beiten.“

Stadt der Menschlichkeit – 
Großartiges geleistet
Helmut Mödlhammer, Präsident des Ös-
terreichischen Gemeindebundes, bezeich-
nete Wien in Bezug auf Flüchtlinge und 
Schutzsuchende „als die Stadt der 
Menschlichkeit“ und sprach seinen Dank 
an Städtebund-Präsident Bürgermeister 
Häupl aus. Städte und Gemeinden hätten 
im vergangenen Jahr in der Freiwilligen-
arbeit „Großartiges, Übermenschliches 
geleistet“, hätten aber auch die Grenzen 
der Belastbarkeit erreicht. Er betonte 
ebenso den Schulterschluss zwischen 
Städten und Gemeinden und stellte das 
hohe Niveau kommunaler Leistungen in 
den Vordergrund.� ■

„Wir dürfen nicht zulassen, dass Menschlichkeit durch Gewalt  
und feigen Terror beantwortet wird“, so Bgm. Michael Häupl.

„Wir sind verantwortlich für das was wir tun, …“,  
sagte Bgm.in Christine Oppitz-Plörer.
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Bei der Eröffnung des 66. Österrei-
chischen Städtetages sprach sich 
Festredner Leoluca Orlando, Bür-

germeister von Siziliens Hauptstadt Pa-
lermo (I), bekannt als unermüdlicher 
Kämpfer gegen die Mafia und Verfechter 
der Menschenrechte, für die internatio-
nale Freizügigkeit von Menschen über die 
Grenzen der EU hinaus aus.
Orlando ist durch seinen Kampf gegen die 
organisierte Kriminalität an Leib und Le-
ben bedroht. Er galt über viele Jahre hin-
weg als höchstplatziert auf der sogenann-
ten „Abschussliste“ der Mafia. Sein Fest-
halten an der Bekämpfung von organisier-
ter Kriminalität und Korruption konnte 
zuletzt das diesen Phänomenen zugrunde-
liegende Schweigen, die „omertà“, bre-
chen. In einem „Kampf der Frauen“ fand 
Orlando ungewöhnlich breite Unterstüt-
zung in der weiblichen Bevölkerung.

Weltweite Debatte um  
„Charta von Palermo“
Leoluca Orlando, der pragmatisch und 
unbürokratisch mit Flüchtlingen umgeht, 
hat mit seiner „Charta von Palermo“ im 
Jahr 2015 eine weltweite Debatte ent-
facht, wie das Sterben von Menschen auf 
der Flucht beendet werden kann. Er setzt 
sich dafür ein, dass weltweit Aufenthalts-
genehmigungen abgeschafft werden und 
die Freizügigkeit als unveräußerliches 
Menschenrecht anzuerkennen ist.
„Wir müssen uns bewusst werden, dass 
wir es mit einem Völkermord zu tun ha-
ben. Ich könnte Ihnen Hunderte von Ge-
schichten erzählen, beispielsweise die Ge-
schichte eines 14-jährigen Mädchens, das 
seine Mutter vom Boot stoßen musste, 
um zu überleben. Ein Junge, den ich im 
Hafen von Palermo traf, der zu mir sagte: 
Herr Bürgermeister, wie kann ich mich 

freuen, wenn ich zum Überleben zwei 
meiner Brüder ermorden musste? Oder 
eine schwangere Frau aus Nigeria, die mir 
gebeichtet hat, dass sie jemanden auf der 
Überfahrt umbringen musste, um ihr ei-
genes Kind zu retten. Ich glaube, das 
reicht aus, um Ihnen zu zeigen, dass sich 
Europa angesichts dieses Verhaltens schä-
men sollte. Unser Ziel ist es, die Aufent-
haltsgenehmigung abzuschaffen“, so Or-
lando und meinte weiter: „Wir wissen, 
was passiert. Wir können nicht sagen, dass 
wir nicht verantwortlich sind.“

Freizügigkeit von  
Menschen stärken
„Kein Mensch hat sich den Ort, an dem 
er geboren wird, ausgesucht oder sucht 
diesen aus; jeder Mensch hat den An-
spruch darauf, den Ort, an dem er leben, 
besser leben oder nicht sterben möchte, 

Orlando fordert Abschaffung  
von Aufenthaltsgenehmigungen 
Leoluca Orlando, der pragmatisch und unbürokratisch mit Flüchtlingen umgeht, 
hat mit seiner „Charta von Palermo“ im Jahr 2015 eine weltweite Debatte 
entfacht, wie das Sterben von Menschen auf der Flucht beendet werden kann. 
Er setzt sich dafür ein, dass weltweit die Freizügigkeit als unveräußerliches 
Menschenrecht anzuerkennen ist. In seiner Festrede forderte Palermos 
Bürgermeister Orlando die Abschaffung von Aufenthaltsgenehmigungen. 

 „Globalisierung ist Mobilität. 
Mobilität hat ein Menschen­
gesicht“, betonte Festredner  

Leoluca Orlando.
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frei zu wählen,“ so heißt es in der Charta 
von Palermo 2015. Eine wichtige Rolle 
müsse, so Orlando, die Europäische 
Union einnehmen, denn sie ist ein außer-
gewöhnliches Beispiel für den Willen zu-
sammenzuleben und zusammenzugehören 
– angefangen bei ihrem Charakter als eine 
„Union der Minderheiten“. In Europa 
kann alleine aus Gründen der Identität 
niemand für sich die Mehrheit reklamie-
ren: nicht die Deutschen, nicht die Mos-
lems, nicht die Juden oder die Franzosen. 
Keine Identität ist mehrheitsfähig. Und es 
wäre an der Zeit, dass sich die EU für die 
Abschaffung der Aufenthaltsgenehmigun-
gen einsetzt, um – neben dem freien Ver-
kehr des Kapitals und der Güter in einer 
globalisierten Welt – die Freizügigkeit von 
Menschen zu stärken; nicht nur innerhalb 
des Schengen-Raumes, sondern auf globa-
ler Ebene.

Demokratische Teilhabe fördern
„Globalisierung ist Mobilität, Mobilität 
hat ein Menschengesicht“, betonte Or-
lando. Angesichts der abwehrenden Reak-
tionen, die immer öfter aus unserer Ge-
sellschaft kommen, wäre es notwendig, 
dass die Institutionen mit einer Politik 
und einem Handeln reagieren, die das ge-
genseitige Kennenlernen, den Gleichbe-
handlungsgrundsatz und demokratische 
Teilhabe fördern. Das wären die wirkli-
chen Faktoren, die größere Sicherheit ga-
rantieren können. Das Prinzip der Aufent-
haltsgenehmigung zu überwinden, bedeu-
tet, die MigrantInnen als Personen zu be-
trachten, als Menschen, unabhängig von 
dem Titel, der ihren Status festlegt. Es be-
deutet auch, in diesen Menschen nicht 
„soziale Lasten“ oder „NutznießerInnen 
von Ressourcen“ zu sehen, seien dies Ar-
beitsplätze, soziale Unterstützung oder So-

zialwohnungen, sondern aktive Bürger, 
die dazu in der Lage sind, der Gemein-
schaft und dem Ort, in der und an dem 
sie leben, einen Wert zu geben. Inklusi-
ons- und Sozialpolitik müssen Einwande-
rern – wie anderen hilfsbedürftigen Grup-
pen der ansässigen Bevölkerung auch – 
menschenwürdige Wohnmöglichkeiten 
garantieren. Dieses Recht darf kein Anlass 
für soziale Konflikte oder „Kriege zwi-
schen Armen“ sein.
Zusammenfassend betont Orlando: „Die 
Idee der Abschaffung der Aufenthalts
genehmigung soll keine Provokation dar-
stellen und ist kein anmaßender Slogan. 
Aufenthaltsgenehmigungen sind die neue 
Sklaverei und Todesstrafe. Das Ziel ist die 
Einhaltung der Menschenrechte“, und 
„die Mafia hätte mehr Angst vor den 
Menschenrechten als vor der Polizei und 
den Gesetzen“.� ■
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Zukunftsorientierte Städte, die den 
aktuellen Herausforderungen ge-
wachsen sein wollen, brauchen Inno-

vation, neue Denkweisen und eine gute 
Wirtschaftsleistung. Die österreichischen 
Städte haben auch in schwierigen Zeiten 
die Konjunktur am Laufen gehalten; ihre 
Investitionen haben wesentlich dazu beige-
tragen, dass die kommunalen Dienstleis-
tungen auch weiterhin in unverminderter 
Qualität aufrechterhalten werden konn-
ten“, betonte Städtebund-Präsident Mi-
chael Häupl in einem Mediengespräch vor 
der feierlichen Eröffnung des Österreichi-
schen Städtetages. 

Finanzierung kommunaler  
Leistungen 
Österreichs Städte versorgen ganze Regio-
nen und bieten der Bevölkerung Tag für 
Tag eine Vielzahl kommunaler Dienstleis-
tungen an: Trinkwasserversorgung, Abwas-
serentsorgung, Müllentsorgung, Kindergär-
ten, Schulen, Kultureinrichtungen, Sport 
und Öffentlicher Nahverkehr. Die Zufrie-
denheit der Bevölkerung mit den kommu-
nalen Dienstleistungen ist sehr hoch – das 
belegt auch die aktuelle SORA-Studie 
„Städtebarometer 2016“ eindrücklich. Die 
Lebensqualität am Wohnort wird von der 
Bevölkerung wie auch in den letzten Jahren 
als sehr hoch eingeschätzt. Fast neun von 
zehn Befragten (86 Prozent) geben an, dass 
ihre Wohngemeinde eine hohe Lebensqua-
lität bietet. Für zukünftige Entwicklungen 
ist die Mehrheit der Befragten (53 Prozent) 
der Ansicht, dass sich ihre Wohngemeinde 
in die richtige Richtung entwickelt.
„Trotz knapper Kassen ist es den Städten 
gelungen, ein verlässlicher Partner bei der 
Daseinsvorsorge zu sein – doch in den letz-

ten Jahren ist es offensichtlich geworden, 
dass der Finanzausgleich dringend einer 
umfassenden Reform bedarf“, betonte Prä-
sident Michael Häupl und formulierte er-
neut die zentrale Forderung des Städtebun-
des: „Es muss ein aufgabenorientierter Fi-
nanzausgleich beschlossen werden, der sich 
nicht mehr an der Anzahl der Hauptwohn-
sitze, sondern an den tatsächlichen Aufga-
ben, die eine Stadt erfüllen muss, orien-
tiert. Klare Aufgabenteilung, klare Finan-
zierung dieser Leistungen – das ist unser 
Kernpunkt.“
Denn Städte und Gemeinden finanzieren 
neben ihren eigentlichen Aufgaben auch 
wesentlich die soziale Versorgung in Öster-
reich mit: Sie finanzieren etwa über soge-
nannte Transferzahlungen die Mindestsi-
cherung mit oder ko-finanzieren Spitäler, 
die hauptsächlich in der Verantwortung der 
Bundesländer stehen. Insgesamt 52.000 
Transfers fließen zwischen Ländern und 
Gemeinden hin und her und machen die 
Finanzierung daher unübersichtlich und 
ineffektiv. Zusätzlich gibt es noch eine 
ganze Reihe von Regelungen, wie etwa 
Ausnahmeregelungen von der Kommunal-
steuer, die vor allem dem Bund und den 
Ländern zugutekommen und die Städte 
treffen. 

Daher fordert der Österreichische 
Städtebund:
•	 eine grundlegende Reform des Finanz-

ausgleichs (FAG), der sich an den tat-
sächlichen Aufgaben von Stadt oder Ge-
meinde orientiert, anstelle der Anzahl 
der festen Wohnsitze. Es muss eindeu-
tige Zuständigkeiten zwischen den Ge-
bietskörperschaften geben, und eine 
klare finanzielle Verantwortung. Zum 

Beispiel: Gesundheit und Pflege sind 
Ländersache, Kindergärten werden nur 
durch die Kommunen verantwortet. 
Nur so können die unzähligen Transfer-
zahlungen eingedämmt werden und 
letztlich auch die Leistungen besser und 
effizienter werden.

•	 Die gemeindeeigenen Steuern, die in 
den letzten Jahren anteilig von 40 auf 20 
Prozent zurückgegangen sind, müssen 
modernisiert, verfassungsmäßig abgesi-
chert und dynamisiert werden. Wich-
tigster Schritt: Die Reform der Grund-
steuer, wobei klar ist, dass die Grund-
steuer eine kommunale Steuer bleiben 
muss.

•	 Öffentliche Investitionen in die Da-
seinsvorsorge sollen nicht auf die Krite-
rien im Fiskalpakt sowie den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt angerechnet wer-
den dürfen – sie sind Investitionen in 
die Zukunft der nächsten Generationen.

Ergebnisse des  
Städtebarometers 2016 
Wie auch im Vorjahr sind die Ergebnisse 
der Zufriedenheit sehr stabil – jeweils ca. 
neun von zehn Befragten sind mit der 
Trinkwasserversorgung (98 Prozent), der 
Müll- und der Abwasserentsorgung (93 
Prozent) sehr zufrieden. 
Mit den Gesundheitseinrichtungen sind 
die Befragten zu 91 Prozent sehr zufrieden 
und neun von zehn Befragten sind mit 
dem Angebot der Nahversorgung im 
Wohngebiet ebenfalls sehr zufrieden. Eben-
falls hoch ist die Zufriedenheit mit dem 
Stadtbild (88 Prozent) und der Infrastruk-
tur im Bereich Verkehr, d.h. den Angebo-
ten für FußgängerInnen, dem Radwege-
netz, dem Öffentlichen Verkehr sowie 

Städte fordern aufgaben- 
orientierten Finanzausgleich
Bei der Pressekonferenz vor der feierlichen Eröffnung forderte der Wiener Bürgermeister und 
Städtebund-Präsident Michael Häupl einmal mehr eine Reform des Finanzausgleichs und 
präsentierte die Ergebnisse des Städtebarometers 2016.
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Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung. Je-
weils mehr als drei Viertel der Befragten 
sind mit diesen Angeboten zufrieden. Mit 
dem Angebot an speziellen Einrichtungen 
(Kinderbetreuungs-, Senioren- und Pflege-
einrichtungen, sowie soziale Dienste und 
Beratungsstellen) sind ebenfalls drei Viertel 
der Befragten zufrieden. Für die überwie-
gende Mehrheit ist es sehr wichtig, dass 
kommunale Dienstleistungen nicht an pri-
vate Anbieter ausgelagert werden. Beson-
ders stark ist dieser Wunsch bei der Trink-
wasserversorgung, bei der es für   97 Pro-
zent wichtig ist, dass diese in öffentlicher 
Hand bleibt – für 85 Prozent der Befragten 
ist das sogar „sehr“ wichtig.

Gute Schulversorgung
Rund 80 Prozent der Befragten sind mit 
dem Angebot an Pflichtschulen sowie hö-
heren Schulen in ihrer Wohngemeinde sehr 
oder ziemlich zufrieden. Am zufriedensten 
sind die Befragten mit dem Betreuungsan-
gebot für Kinder zwischen 3 und 6 Jahren 
(67 Prozent) und der Nachmittagsbetreu-
ung für Schulkinder (60 Prozent). Mit dem 
Betreuungsangebot für unter Dreijährige 
sind 56 Prozent zufrieden.

Zufriedenheit mit sozialen  
Aufstiegschancen
Hohe Zufriedenheit herrscht mit den Wei-
terbildungsmöglichkeiten in der Wohnge-
meinde (67 Prozent). Auch mit den sozia-
len Aufstiegschancen ist die Mehrheit der 
Befragten (58 Prozent) zufrieden. Mit den 
Arbeitsplätzen im Allgemeinen und den 
Lehrstellen und -werkstätten ist die Zufrie-

denheit mit knapp der Hälfte der Befragten 
geringer.
Aktuell ist mehr als die Hälfte (54 Prozent) 
mit dem Angebot an „Arbeitsplätzen mit 
guter Bezahlung“ unzufrieden, 17 Prozent 
sind damit „gar nicht zufrieden“. 
Im Zeitraum 2009 bis 2014 erlebte die Zu-
friedenheit im Bereich „Arbeit“ einen kon-
tinuierlichen Aufschwung und stieg um 13 
bis 23 Prozentpunkte an. 
Seit 2014 lässt sich hingegen ein deutlicher 
Rückgang erkennen: In Bezug auf Arbeits-
plätze im Allgemeinen, Arbeitsplätze mit 
guter Bezahlung, das Angebot an Lehrstel-
len sowie soziale Aufstiegschancen sank die 
Zufriedenheit in den letzten zwei Jahren 
um rund 10 Prozentpunkte ab. Dabei sa-
gen aktuell 62 Prozent der Befragten, dass 
sie sich Sorgen machen, was sichere Ar-
beitsplätze für sie selbst oder die junge Ge-
neration betrifft. 

Schwerpunkt Flüchtlingsthema 
Das Flüchtlingsthema hat viele Menschen 
bewegt. Ein Großteil der Befragten hat 
sich in den vergangenen Monaten mit dem 
Thema Flüchtlinge beschäftigt. Acht von 
zehn Befragten haben mit jemanden über 
die aktuelle Flüchtlingssituation diskutiert. 
Sieben von zehn haben sich aktiv zu dem 
Thema informiert. Rund ein Drittel hat 
für Flüchtlinge gespendet oder Kontakt zu 
Flüchtlingen gehabt. 14 Prozent geben an, 
dass sie sich aktiv an der Flüchtlingshilfe 
beteiligt und freiwillige Arbeit geleistet 
haben. 
Die Flüchtlingsdebatte 2015 und 2016 war 
von starken Emotionen geprägt. Zum Er-

hebungszeitpunkt im März und April 2016 
war rund ein Drittel der Befragten zuver-
sichtlich hinsichtlich der Flüchtlingssitua-
tion in und um Österreich und ebenso ein 
Drittel besorgt; ein Viertel war verärgert. 
Je lokaler die Fragestellung, desto optimisti-
scher: Hinsichtlich der Flüchtlingshilfe in 
Österreich und der Wohngemeinde ist etwa 
die Hälfte zuversichtlich; die Anzahl der 
Besorgten und Verärgerten lag deutlich da-
runter. Dabei sind die Befragten hinsicht-
lich der Integration in Bezug auf die eigene 
Wohngemeinde zuversichtlicher (52 Pro-
zent) als für Österreich insgesamt gesehen 
(41 Prozent).

Sechs von zehn sehen  
gutes Zusammenleben
80 Prozent der Befragten geben an, dass in 
ihrer Wohngemeinde im letzten Jahr 
Flüchtlinge aufgenommen wurden. Zehn 
Prozent verneinen diese Frage und zehn 
Prozent geben keine Antwort. Von denjeni-
gen, die eine Flüchtlingsaufnahme in ihrer 
Gemeinde wahrgenommen haben, sagen 
rund sechs von zehn (59 Prozent), dass das 
Zusammenleben in ihrer Gemeinde gut 
funktioniere. Drei von zehn sind hingegen 
nicht dieser Meinung. Dabei beurteilen 
jene Personen die Flüchtlingsaufnahme po-
sitiver, die hinsichtlich sicherer Arbeits-
plätze und einem angemessenen Lebens-
standard im Alter zuversichtlich sind. 

Einstellungen überwiegend positiv
Etwa sieben von zehn Befragten fühlen sich 
dazu verpflichtet, Menschen auf der Flucht 
aufzunehmen und sie so vor Krieg und Ver-
folgung zu schützen. Ebenso viele sind von 
dem Hass schockiert, den manche Men-
schen den Flüchtlingen entgegenbringen. 
Die Verteilung der Flüchtlinge auf die ös-
terreichischen Gemeinden entsprechend 
der EinwohnerInnenzahl wird von einem 
Großteil der Befragten (sieben von zehn) 
befürwortet. Weniger als die Hälfte der Be-
fragten (vier von zehn) sprechen sich dafür 
aus, dass sich Österreich zuerst um die Pro-
bleme im eigenen Land kümmern sollte. 
Das Städtebarometer ist eine repräsentative 
Umfrage von SORA (Institute for Social 
Research and Consulting) im Auftrag des 
Österreichischen Städtebundes und wurde 
im Frühjahr 2016 unter 1.054 Personen 
österreichweit erhoben. � ■
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Bei der Vollversammlung unter dem 
Vorsitz von Bürgermeister Matthias 
Stadler (St. Pölten) folgten am Don­

nerstag, 9. Juni 2016 die statutarischen Be­
schlüsse und der Beschluss über die „Reso­
lution an den Österreichischen Städtetag“. 
In den vergangenen Jahren wurden die 
Steuereinnahmen der Städte massiv be­
schnitten, indem ein bedeutender Teil der 
gemeindeeigenen Steuern entweder ersatz­
los abgeschafft (wie die Getränkesteuer) 
oder durch die Einführung zahlreicher 
Ausnahmebestimmungen, unter anderem 
als Steuerbefreiungen für andere Gebiets­
körperschaften, ausgehöhlt wurde. Auf 
eine Valorisierung der Einnahmen wurde 
verzichtet. Dadurch wurde der Anteil der 
gemeindeeigenen Steuern an den Gesamt­
einnahmen halbiert.
Die Praxis des sekundären und tertiären 
Finanzausgleichs, auf dessen Grundlage die 
Länder von den Kommunen nach Zutei­
lung der Mittel aus dem primären Fi­
nanzausgleich Beiträge und Umlagen in 
beträchtlichem Ausmaß abziehen, gefähr­
det nachhaltig die Finanzautonomie und 
kommunale Selbstverwaltung der Städte 
und Gemeinden. 
Städte und urbane Gemeinden leisten ei­
nen wesentlichen Beitrag, um die gesamt­
gesellschaftliche Herausforderung der Zu­
wanderung und der Integration von 
Flüchtlingen zu bewältigen. Das klappt 
nur, wenn auch Bund und Länder zu ihrer 
finanziellen Verantwortung stehen. Die 
Städte leisten ihren Teil; sie gehen täglich 
finanziell in Vorleistung. 

Der Österreichische  
Städtebund fordert: 
•	 Eine Reform des Finanzausgleichs, die 

sich an den Aufgaben orientiert und 

dadurch die Finanzierung der Basisauf­
gaben, Sonderlasten und zentralörtli­
chen Aufgaben der Städte sicherstellt. 
Die spezifisch urbanen Zentrumslasten 
müssen anerkannt und fair abgegolten 
werden. Die Transferzahlungen an die 
Länder müssen eingedämmt und gede­
ckelt oder zur Gänze gestrichen werden.

•	 Eine Aufgabenreform, die Aufgaben 
und Finanzierungsverantwortung zu­
sammenführt: Die Städte und Stadtge­
meinden übernehmen die Verantwor­
tung und die Finanzierung der Elemen­
tarpädagogik, im Gegenzug werden der 
Gesundheitsbereich, die Pflege und die 
bedarfsorientierte Mindestsicherung 
ausschließliche Landes- oder Bun­
desaufgabe. Durch diese Aufgabenent­
flechtung erübrigen sich entsprechende 
Transferverflechtungen –Transfers und 
Umlagen entfallen.

•	 Durch die Reform der gemeindeeige­
nen Steuern, beispielsweise der Grund­
steuer, die Wertsicherung der Abgaben 
und Gebühren und das Streichen der 
Grundsteuer- und Kommunalsteuerbe­
freiungen wird die Abgabenautonomie 
der Städte wieder gestärkt.

•	 Im Hinblick auf die interkommunale 
Zusammenarbeit ist eine österreichische 
Regelung zur Umsatzsteuer analog dem 
deutschen Umsatzsteuergesetz zu erar­
beiten.

•	 Den Städten und urbanen Gemeinden 
wird zur Finanzierung ihrer Aufgaben 
der direkte Zugang zur Finanzierung 
durch die Österreichische Bundesfinan­
zierungsagentur (ÖBFA) ermöglicht.�■

Volltextversion unter: www.staedtebund.gv.at

Resolution einstimmig  
beschlossen
Die wichtigsten politischen Positionen wurden auch heuer wieder in der „Resolution 
an den Österreichischen Städtetag“ zusammengefasst und einstimmig beschlossen.  
Der folgende Beitrag schafft einen Überblick der wichtigsten Forderungen.

St. Pöltens Bgm. Matthias Stadler mit Generalsekretär Thomas Weninger.
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Peter Koits war von 1999 bis 2015 Bür-
germeister der oberösterreichischen Stadt 
Wels. Er promovierte 1970 zum Doktor 
der Rechtswissenschaften an der Universi-
tät Linz und arbeitete als Jurist für die 
Hauptmannschaft des Bezirkes Wels-Land. 
Seit 1979 ist er Mitglied des Gemeindera-
tes der Stadt Wels. Von 1983 bis 1994 war 
er Stadtrat, von 1994 bis 1997 2. Vizebür-
germeister und von 1997 bis 1999 1. Vize-
bürgermeister. Am 22. November 1999 
trat er die Nachfolge von Karl Bregartner 
(SPÖ) als Bürgermeister von Wels an. Bis 
Ende 2012 war er Stadtparteivorsitzender 
der SPÖ Wels. Zur Bürgermeisterwahl 
2015 trat er nicht mehr an. Sein Nachfol-
ger als Bürgermeister ist Andreas Rabl 
(FPÖ). Im Österreichischen Städtebund 
war er Mitglied des Hauptausschusses, 
Mitglied der Geschäftsleitung und Vorsit-

zender des Ausschusses für Öffentlichkeits-
arbeit. Für den Städtebund war er auch 
Nominierter für den Rat für Fragen der ös-
terreichischen Integration und Außenpoli-
tik des Nationalen Sicherheitsrates und 
Nominierter für den Rat der Gemeinden 
und Regionen Europas in Straßburg. Er ist 
auch Mitglied des St. Pöltner Kooperati-
onsnetzwerkes Europäischer Mittelstädte 
sowie Vorsitzender des Aufsichtsrates der 
E-Werk Wels AG (EWWAG).

Helmut Günthers berufliche Stationen – 
um nur einige seiner wichtigsten zu nen-
nen – waren: FPÖ-Landtagsabgeordneter 
und Mitglied des Gemeinderates der Stadt 
Wien, Stadtschulrats-Vizepräsident, in der 
Kontrollversammlung der Pensionsversi-
cherungsanstalt, und im Aufsichtsrat der 
Bundes-Buchhaltungsagentur. Günther ist 

studierter Jurist und war zwischen 1978 
und 1983 Vertragsbediensteter und Beam-
ter im Unterrichtsministerium, arbeitete 
von 1983 bis 1984 als Klubdirektor des 
Salzburger FPÖ-Landtagsklubs und war 
von 1984 bis 1987 Stellvertretender Kabi-
nettschef von Handelsminister Norbert 
Steger. Zudem war er von 1984 bis 2002 
Abteilungsleiter im Handels- bzw. Wirt-
schaftsministerium und von 2002 bis 2003 
Bereichsleiter für Personal- und Sup-
portangelegenheiten im Sozialministerium, 
und danach bis 2008 Präsidialchef.
Politische Stationen waren: Von 1991 bis 
2005 Abgeordneter zum Wiener Landtag 
und Mitglied des Gemeinderates der Stadt 
Wien. Nach dem Ausscheiden von Kurth-
Bodo Blind rückte er am 25. Juni 2008 er-
neut in den Wiener Landtag und Gemein-
derat nach.� ■

Ehrenzeichen verliehen 
Im Zuge der Vollversammlung des Städtetages bekamen der ehemalige Welser Bürgermeister Peter 
Koits und der Wiener GR LAbg. Helmut Günther von Präsident Michael Häupl das Ehrenzeichen 
verliehen. Für ihre besonderen Verdienste erhielten die beiden Politiker das Ehrenzeichen des 
Österreichischen Städtebundes.

Der Wiener GR LAbg. 
Helmut Günther (l.) be-
kam von Präsident Häupl 
das Ehrenzeichen des 
Städtebundes.
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Der Arbeitskreis 1 widmete sich un-
ter dem Vorsitz von Bürgermeister 
Matthias Stadler (St. Pölten) – der 

das Verhandlungsteam des Österreichi-
schen Städtetages bei den Finanzaus-
gleichsverhandlungen anführt – und Mo-
deratorin Eva Linsinger (Profil) dem 
Thema „der neue Finanzausgleich“. Es dis-
kutierten Finanzminister Hans Jörg Schel-
ling, Landeshauptmann-Stellvertreter Mi-
chael Schickhofer (Land Steiermark) und 
Gemeindebund-Präsident Helmut Mödl-
hammer.

Geld folgt Leistung
Der bestehende Finanzausgleich ist ein 
kompliziertes, über Jahrzehnte gewachse-
nes Konstrukt. Viele Finanzierungen von 
Leistungen erfolgen über Doppelfinanzie-
rungen von Gemeinden und Ländern; sie 
werden über Umlagen und Vorwegabzüge 
durch die Länder einbehalten. So zahlen 
bei der Sozialhilfe bzw. der Bedarfsorien-

tierten Mindestsicherung Städte und Ge-
meinden zwischen 35 und 50 Prozent der 
Kosten mit.
Um ein transparentes, zielsicheres System 
zu schaffen, sind diese Kompetenzen aus 
Sicht der Städte zu bereinigen. Die Finan-
zierung erfolgt danach direkt vom Bund 
an die Erbringer der Leistung („Geld folgt 
Leistung“). Beispiel: Die Kindergärten 
werden zur Gänze durch die Gemeinden 
erbracht und finanziert; die Sozialhilfe nur 
mehr durch die Bundesländer. Durch diese 
sinnvolle Aufgabenentflechtung und eine 
entsprechende Neuordnung der Mittelzu-
weisung erübrigen sich viele Verflechtun-
gen; Transfers und Umlagen entfallen zur 
Gänze. Das bringt Kostenwahrheit, Trans-
parenz und klare Verantwortlichkeiten.

Auch Minister Schelling für  
Aufgabenorientierung
Minister Schelling zeigte sich offen für 
weitreichende Kompetenzbereinigungen 

und forderte seinerseits eine klare Aufga-
benteilung: „Wir müssen aufhören, diese 
Doppelgleisigkeiten weiterzuschreiben, 
sonst bleiben wir im Sumpf der Geldver-
nichtung“, so Schelling. „Das betrifft 
aber nicht nur Länder und Gemeinden, 
sondern genauso den Bund selbst, wo oft 
unklar ist, welches Ministerium zustän-
dig ist“, so Schelling. 
Gegenüber der Forderung nach einem 
Strukturfonds zeigte er sich offen, gab je-
doch zu bedenken, dass man nicht „Ster-
bebegleitung für strukturschwache Regi-
onen“ übernehmen wolle.

Der Abwanderung entgegenwirken
Die Städte erfüllen als lokale Zentren 
vielfach überregionale Aufgaben, die aber 
auch finanziell honoriert werden müssen. 
Denn der Zuzug in die Städte hält wei-
terhin stark an und hat sich in den letz-
ten Jahren verstärkt. Für große österrei-
chische Stadtregionen wie Graz, Linz-

ARBEITSKREIS 1: 

Finanzausgleich –  
auch Finanzminister Schelling  
für Aufgabenorientierung
Arbeitskreis 1 diskutierte unter dem Vorsitz von Bürgermeister Stadler zu Reformen 
des Finanzausgleichs (FAGs) und den entsprechenden Verhandlungen. 
Minister Schelling zeigte sich offen für eine klare Aufgabenteilung.

STÄDTETAG 2016
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Wels oder Wien bedeutet dies, dass in 
den kommenden Jahren der Ausbau von 
kommunaler Infrastruktur, Wohnbau 
und Öffentlichem Verkehr finanziert 
werden muss.
Beispiel Kindergärten: Kindergärten wur-
den bundesweit – nicht zuletzt durch das 
verpflichtende Kindergartenjahr – stark 
ausgebaut. Vor allem größere Städte sind 
dabei in der Lage, die Schließtage gering 
zu halten und bieten ihr Angebot auch 
für Unter-Dreijährige bzw. in Nachmit-
tagsbetreuung an. 

Städte für Reform  
der Grundsteuer
Um zu kompensieren, dass ein bedeuten-
der Teil der gemeindeeigenen Steuern in 
den vergangenen Jahren abgeschafft oder 
durch die Schaffung zahlreicher Ausnah-
mebestimmungen, so auch Steuerbefrei-
ungen für andere Gebietskörperschaften, 
ausgehöhlt wurde, fordern Österreichs 

Städte eine Reform der gemeindeeigenen 
Steuern: insbesonders die Neuordnung 
der Grundsteuer, die neben der Kommu-
nalsteuer die einzige verbliebene Ge-
meindesteuer ist. 
Noch immer bemisst sich die Grund-
steuer am Einheitswert aus dem Jahr 
1972 (letzte pauschale Anpassung 1983) 
und ist international gesehen marginal. 
Der Österreichische Städtebund fordert 
daher eine verfassungsmäßige Absiche-
rung, eine administrative Modernisie-
rung und die Erhaltung der Grundsteuer 
als Gemeindesteuer.
Wenn es nicht möglich ist, eine wirkliche 
Reform der Grundsteuer zustandezubrin-
gen, muss es eine Übergangslösung ge-
ben, bei der die Hebesätze angehoben 
werden“, forderte Bürgermeister Mat-
thias Stadler. 
Sollte keine grundsätzliche Reform zu-
standekommen und der Verfassungsge-
richtshof wie bereits mehrfach ange-

droht, die Grundsteuer kippen, liegt es 
am Bund, die Kommunen für den Ein-
nahmenentfall zu entschädigen.

Zugang zu günstigen  
ÖBFA-Finanzierungen
Bund und Länder haben durch den Zu-
gang zur Österreichischen Bundesfinan-
zierungsagentur (ÖBFA) einen besonde-
ren Vorteil, zu günstigen Finanzierungs-
konditionen zu kommen – auch Städte 
und Gemeinden wollen künftig diesen 
Zugang nutzen können, um die Aus
gaben für Zwischenfinanzierungen gering 
zu halten.� ■

(v.l.) Bgm. Stadler, Gemeinde-
bund-Präsident Mödlhammer,  

Finanzminister Schelling und  
Moderatorin Linsinger.
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Schwerpunkte der Städtetags-Bera-
tungen waren die Flüchtlingssitua-
tion und -integration in Öster-

reichs Städten und Gemeinden. Sowohl 
ein ganztägiger Arbeitskreis als auch die 
prominent besetzte Podiumsdiskussion 
zu diesem Thema zeugten von der Aktua-
lität und Dringlichkeit für die Städte.

Fachpublikation präsentiert 
Eine eigene Fachpublikation „Flüchtlinge 
und Integration in Städten und Gemein-
den“ der Serie Stadtdialog des Österrei-
chischen Städtebundes wurde ebenfalls 
druckfrisch präsentiert. Sie enthält Best-
Practice-Beispiele zum Thema Integra-
tion aus verschiedenen österreichischen 
Städten von Bruck bis Wörgl.
Den Auftakt machte der Arbeitskreis, bei 
dem unter dem Vorsitz des Innsbrucker 
Stadtrates Franz X. Gruber über „Flücht-
lingsintegration: Wege und Herausforde-
rungen“ diskutiert wurde. Impulsreferate 
kamen von Ruth Schöffl, UNHCR Ös-

terreich und Bürgermeister Roland Schä-
fer, Präsident des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes.

Flüchtlingsströme verteilen  
sich ungleich in Europa
Ruth Schöffl vom UNHCR Österreich 
gab einen Überblick über die Flücht-
lingssituation in Europa und die Auswir-
kungen auf Österreich. Die ungleichmä-
ßige Verteilung der Flüchtlinge in Eu-
ropa und die fehlende Solidarität unter 
den EU-Staaten habe einige Länder wie 
Deutschland, Österreich, Schweden oder 
Griechenland vor große Herausforderun-
gen gestellt. Doch „es braucht ein ge-
meinsames, koordiniertes und ganzheitli-
ches Vorgehen sowie ein Umdenken im 
gesellschaftlichen Diskurs“, so Schöffl. 
Dem pflichtete auch Bürgermeister Ro-
land Schäfer, Präsident des deutschen 
Städte- und Gemeindebundes, bei, der 
über die Flüchtlingssituation in Deutsch-
land berichtete. Auch dort ist die Bewäl-

tigung der Flüchtlingsströme auf kom-
munaler Ebene derzeit Thema Nr. 1. 

Kommunen haben  
eine Schlüsselrolle
Den Städten kommt bei der Unterbrin-
gung und Integration von Flüchtlingen 
eine Schlüsselrolle zu, denn Flüchtlinge 
ziehen überwiegend in Städte und städti-
sche Ballungsräume. Eine gute Auf-
nahme und allem voran die Vermittlung 
von Sprachkenntnissen sind das Um und 
Auf für nachhaltige Integration. Wichtig 
nach der Asyl-Anerkennung sind insbe-
sondere der Einstieg in den Arbeits-
markt, leistbarer Wohnraum, Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten, Schulplätze so-
wie Sozial- und Berufsberatung. Nur so 
kann der Verbleib in der Mindestsiche-
rung, in die viele Flüchtlinge nach ihrer 
Anerkennung fallen, signifikant verkürzt 
und die teils massive finanzielle Belas-
tung der Städte und Gemeinden abgefe-
dert werden.

ARBEITSKREIS 2: 

Städte haben Schlüsselrolle  
bei Flüchtlingsintegration 
Der ganztägige Arbeitskreis 2 diskutierte unter Vorsitz von Innsbrucks Stadtrat Franz X. Gruber über 
Erfahrungen in Städte und Gemeinden bei der Integration. Die Vernetzung sowie der Wissens- und 
Erfahrungsaustausch standen im Vordergrund. Dies ermöglichte ein Voneinander-Lernen und die 
Weitergabe von bewährten Praktiken.
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Diese vielen unterschiedlichen Aspekte 
wurden im Laufe des Tages an einzelnen 
Thementischen breit diskutiert. Ziele da-
bei waren neben der Vorstellung von 
Good-Practice-Beispielen weiters die Ver-
netzung sowie der Wissens- und Erfah-
rungsaustausch zwischen den Städten. 
Dies ermöglichte ein Voneinander-Ler-
nen und die Weitergabe von bewährten 
Praktiken und Strategien.

Aspekte der Integration
An verschiedenen Thementischen wurde 
über Aspekte der Flüchtlingsintegration 
diskutiert: unter der Diskussionsleitung 
von Sabine Kornberger-Scheuch (Rotes 
Kreuz Salzburg) wurde über Unterbrin-
gung zwischen Flexibilität und Nachhal-
tigkeit gesprochen; unter der Leitung von 
Martina Eigelsreiter (Diversitätsbüro St. 
Pölten) über Sprach- und Integrations-
kurse. 
Bürgermeister Dieter Posch aus Neudörfl 
leitete einen Thementisch zu Kooperation 

und Kommunikation mit der Zivilgesell-
schaft; Gernot Mitter von der AK Wien 
diskutierte über „Arbeit & Beschäftigung 
- Gemeinden als Schnittstelle“ und Eva 
Grabherr (okay.zusammen leben, Projekt-
stelle für Zuwanderung und Integration) 
leitete die Diskussion zur Integration auf 
kommunaler Ebene.

Einige wichtige Erkenntnisse  
aus den Diskussionen:
•	 Spracherwerbsmaßnahmen müssen so 

rasch wie möglich umgesetzt werden, 
nicht erst ab der Statuszuerkennung.

•	 Insbesondere die Gruppe der „unbe-
gleiteten Minderjährigen“ gilt es ge-
zielt an die Realitäten und Notwen-
digkeiten des Arbeitsmarktes heranzu-
führen: ihnen müssen Perspektiven ge-
boten werden.

•	 Ein besonderes Augenmerk sollte auf 
der Erleichterung der Anerkennung 
ausländischer Schul- und Berufsaus-
bildungen liegen. Ziel ist es, die Po-

tenziale von zugewanderten Menschen 
zu nutzen und entsprechende Ange-
bote zu schaffen. 

•	 Stadt- und Raumplanung, Verwaltung 
und Kommunalpolitik müssen ihre 
Fähigkeit, Integrationsprozesse aktiv 
zu gestalten, entsprechend umsetzen 
(bspw. bei Standortplanung, Leer-
standsmanagement oder Mobilitätsan-
geboten) 

•	 Kommunikation und Kooperation mit 
der Bevölkerung ist ein Schlüssel zu er-
folgreicher Integration auf kommuna-
ler Ebene – durch Abbau von Ängsten 
und Aufbau von sozialen Kontakten.�■

Innsbrucker Stadtrat Gruber  
leitete den Arbeitskreis und stellte 

Good-Practice-Beispiele der 
Städte vor.
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Wie kann das Öffi-Netz auf die 
PendlerInnenströme der Zu-
kunft bestmöglich ausgerichtet 

und in das Stadtumland hinaus erweitert 
werden? Wie wird der öffentliche Verkehr 
(z.B. Bim, Bus, Bahn …) organisiert, der 
nicht an der Stadtgrenze Halt machen 
soll? Was bedeutet das für Verwaltung, 
Organisation und Finanzierung? Diese 
Fragen werden für die Österreichischen 
Stadtregionen in Zukunft immer wichti-
ger werden und standen daher im Zent-
rum von Arbeitskreis 3.

50 Prozent mehr Tagesbevölkerung
Wien und Graz wuchsen im Zeitraum 
2003 bis 2013 um ca. zehn Prozent, viele 
Umlandgemeinden sogar noch weitaus 
stärker. Bis 2025 soll der EinpendlerIn-
nenanteil von Linz und Wien um un-
glaubliche 50 Prozent wachsen – und das 
angesichts einer Situation, wo bereits 
heute schon gut eineinhalbmal mehr 
Menschen tagsüber in den Städten unter-
wegs sind, als diese EinwohnerInnen zäh-
len – man spricht in diesem Zusammen-
hang von der „Tagesbevölkerung“.

Öffi-Angebot bestimmt  
Mobilitätsverhalten
Die Innsbrucker Vizebürgermeisterin 
Sonja Pitscheider bringt es auf den 
Punkt: „Wenn wir Klima- und Umwelt-
schutz ernst nehmen, so muss sich über 
kurz oder lang unser Mobilitätsverhalten 

ändern – es braucht den stadtübergrei-
fenden Öffentlichen Verkehr.“ Denn klar 
sei, dass die Städte und ihr Umland auch 
in Zukunft wachsen werden. „Menschen 
gehen dorthin, wo es Arbeitsplätze gibt 
und die Wege kurz sind. Bevölkerungs-
wachstum findet in den Städten statt“, so 
Pitscheider. 
Die Städterinnen und Städter seien schon 
überwiegend umweltfreundlich unter-
wegs, doch gerade beim täglichen Über-
schreiten der Stadtgrenzen herrsche noch 
Aufholbedarf beim Öffentlichen Verkehr. 
Bei den EinpendlerInnen dominiere nach 
wie vor das Auto als attraktivstes Ver-
kehrsmittel. 
Städte wie Innsbruck und Linz leisten 
mit ihren ÖV-Projekten, die über die 
Stadtgrenze hinaus das Stadtumland mit-

versorgen, Pionierarbeit – denn neues 
Terrain wird erschlossen, auch im über-
tragenen Sinn. Schließlich erfordern Pro-
jekte wie die Straßenbahnverlängerung 
der Linz Linien nach Traun oder der Bau 
und Ausbau der Innsbrucker Regional-
bahn und S-Bahn in die Region eine Zu-
sammenarbeit über administrative und 
politische Grenzen hinweg. 

Städte bei Planungen einbinden
Martin Baltes, Geschäftsführer der Inns-
brucker Verkehrsbetriebe und Stubaital-
bahn GmbH, dazu: „Unterschiedliche 
Interessen im Stadtregionalen ÖV sind 
normal – aber je besser die Strukturen, 
umso einfacher der Interessensausgleich.“ 
Daher wurde im Fall der Innsbrucker Re-
gionalbahn eine Stabstelle zwischen Stadt 
Innsbruck und Land Tirol geschaffen, 
welche die Planung, Organisation und 
Finanzierung des Öffentlichen Nah- und 
Regionalverkehrs im Zentralraum von 
Innsbruck koordinieren soll.
Albert Waldhör, Geschäftsführer der Linz 
Linien GmbH für Öffentlichen Perso-
nennahverkehr, kann mittlerweile auf 
ähnliche Erfahrungen zurückgreifen: „Im 
Jahr 2010 legte das Land Oberösterreich 
der Stadt Linz einen fertigen Plan für 
eine Regio-Tram zur Erschließung von 
Traun vor. Diese Regio-Tram wäre tech-
nisch unvereinbar mit dem Linzer Stra-
ßenbahnsystem gewesen – ganz abgese-
hen von den rechtlichen, organisatori-

ARBEITSKREIS 3: 

Stadtgrenzenübergreifender  
Öffentlicher Verkehr als  
Herausforderung der Zukunft 
Im Mittelpunkt der Diskussion von Arbeitsgruppe 4 standen Verwaltung, Organisation und Finanzierung des 
Öffentlichen Verkehrs (ÖV). Die ExpertInnen waren sich einig: Ziel der gemeinsamen Anstrengungen sollte 
es sein, dass Verwaltungsgrenzen für ÖV-KundInnen nicht mehr wahrnehmbar sind. Einen Schwerpunkt  
auf Unter-Dreijährige setzte die österreichische Bundesregierung bei ihrer 2014 beschlossenen 
Ausbauoffensive der Kinderbetreuung.

Dr.in Karoline Mitterer 
vom KDZ
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schen und finanziellen Inkompatibilitä-
ten. Daher verlangten wir die Einbin-
dung in Planung und Bau.“ Die Straßen-
bahn nach Traun wird von der Bevölke-
rung mittlerweile sehr gut angenommen. 
„Der Erfolg der Bim-Verlängerung nach 
Traun lag schlussendlich daran, dass wir 
die Vergabe interkommunal organisiert 
haben. Wäre die Stadt Linz von Anfang 
an in die Planungen miteinbezogen wor-
den, hätte man dem Steuerzahler massive 
Umplanungen ersparen können – aber 
immerhin haben wir daraus gelernt“, so 
Waldhör weiter. 

Governance-Strukturen  
dringend verbessern 
Bei der Erweiterung des Öffentlichen 
Stadtverkehrs über die Stadtgrenze hin-
aus, stießen und stoßen die Städte bun-
desweit auf ähnliche Probleme – wie zum 
Bespiel Konflikte betreffend Finanzie-
rungsschlüssel, Mangel an klar definier-
ten Projektprozessen oder ein Manko 
hinsichtlich klarer Entscheidungsstruktu-
ren und praktikabler Entscheidungsme-
chanismen. 
Diesen Befund unterstreicht auch Karo-
line Mitterer vom KDZ, Zentrum für 
Verwaltungsforschung, die derzeit auf 
Beschluss der Landesverkehrs-ReferentIn-
nenkonferenz und im Auftrag von Ver-
kehrsministerium, Bundesländern und 
Städtebund eine bundesweite Studie zu 
Organisation, Steuerung und Finanzie-
rung des stadtregionalen Öffentlichen 

Verkehrs betreut. Sie hat Interviews mit 
allen relevanten StakeholderInnen in al-
len Landeshauptstadtregionen geführt: 
„Gerade die Städte über 30.000 Einwoh-
nerInnen verzeichnen einen enormen 
Zuschussbedarf im ÖV-Bereich. Seit 
2008 beträgt hier allein die Ausgabenstei-
gerung 132 Mio. Euro. Gerade die Stra-
ßenbahnstädte sind aufgrund der hohen 
Investitionen in den Infrastrukturbereich 
stark betroffen.“ Aber auch im Bereich 
der „Governance“ muss sich was ändern: 
„Die Städte würden mehr Kooperationen 
beim Regionalverkehr befürworten – so-
wohl mit dem Land als auch mit den 
umliegenden Gemeinden. Im Gegenzug 
dazu wünschen sich die Länder mehr 
Mitsprache beim städtischen Öffentli-
chen Verkehr“, so Mitterer weiter. 

In anderen Ländern  
gleiche Probleme
Christoph Schaaffkamp, KCW GmbH, 
der ebenfalls im Auftrag von Verkehrsmi-
nisterium, Bundesländern und Städte-
bund den zweiten Teil der bereits genann-
ten Studie zum stadtregionalen Öffentli-
chen Verkehr bearbeiten wird, beruhigt: 
„Die Herausforderungen im stadtregiona-
len Öffentlichen Verkehr sind nicht ex-
klusiv österreichisch.“ In ganz Europa 
stünden die Stadtregionen vor ähnlichen 
Problemen. Aber man kommt auch zu 
Lösungen, die funktionieren – wie die Re-
form des Öffentlichen Personennah- und 
Regionalverkehrs in Brandenburg zeigt. 

Ziel: Verwaltungsgrenzen  
für KundInnen nicht mehr  
wahrnehmbar
„Zentraler Erfolgsfaktor ist meist das Zu-
sammenführen von Aufgaben- und Aus-
gabenverantwortung auf der richtigen 
Ebene“, so Schaaffkamp weiter. „Am 
Ende des Tages soll sich eine verbesserte 
stadtregionale Abstimmung im ÖV da-
durch bemerkbar machen, dass die Gren-
zen zwischen Stadt und Umland, Stadt 
und Verkehrsverbund oder Stadt und 
Verkehrsunternehmen für die KundIn-
nen nicht mehr wahrnehmbar sind. 
Wenn Planung, Angebotsqualität, Tarif, 
Vertrieb und Kundenkommunikation aus 
einer Hand angeboten werden, wird der 
Öffentliche Verkehr auch für KundIn-
nenschichten attraktiv, die bislang mit 
dem Auto unterwegs waren.“

Forum E-Mobilität
Wie Elektromobilität im urbanen Le-
bensraum eingesetzt und umgesetzt wird, 
zeigte im Anschluss an Arbeitskreis 3 un-
ter der Moderation von Willy Raimund, 
Leiter Center Mobilität & Verkehr der 
Austrian Energy Agency, das „Forum E-
Mobilität“. 
Vortragende waren Paul Hinner, Pro-
duktmanager und Teamleiter der EVN 
AG, Jürgen Halasz, Vorsitzender des Vor-
standes des Bundesverbandes Elektromo-
bilität Österreich, sowie Heimo Aich-
maier, Geschäftsführer von Austrian Mo-
bile Power.� ■

Wie lassen sich die enormen EinpendlerInnenströme in die Städte organisieren und finanzieren?  
Dieser Frage ging Arbeitskreis 3 nach. Die Abbildung zeigt die größten Einpendelzentren Österreichs.

12-39_Hauptteil_kk.indd   27 22.07.16   11:14



28 � ÖGZ 7/8/2016

Unter dem Vorsitz des Grazer Stadt-
baudirektors Bertram Werle wurden 
die Vorzüge von Geoinformationen, 

die uns merklich oder unmerklich umge-
ben, erörtert. „Der Nutzen professioneller, 
qualitativer, aktueller Geodaten in Kom-
munen ist hoch. Geodaten können Grund-
lage für politische Entscheidungen sein: für 
die Flächenwidmung ist es bereits Standard 
mit GIS-Programmen zu arbeiten, aber 
auch Standorte für Schulen kann man 
durch das Verknüpfen von Daten ermit-
teln“, so Werle. Es kann auch bspw. eruiert 
werden, wo Unfälle gehäuft auftreten, um 
dann entsprechende Sicherheitsmaßnah-
men zu setzen. Kriminalitätsstatistik, Apo-
thekenverzeichnis, Katastrophenschutz sind 
weitere Einsatzbereiche. Auch Ungewöhnli-
ches, wie ein Solarpotenzialkataster oder 
der nächste Defibrillator, lassen sich veror-
ten. Best-Practice-Beispiele sind weiters 
Verzeichnisse aller Müllsammelbehälter, die 
Ermittlung von zu betreuenden Quadrat-
metern Gehsteigfläche für den Winter-
dienst und die Einteilung des Personals. 

Hohe Qualität notwendig
Städte und Gemeinden verwalten keinen 
abstrakten Raum, sondern ein spezifisches, 

genau abgegrenztes Gebiet. Beinahe alle er-
fassten Daten haben eine räumliche Zu-
ordnung und so haben auch mindestens 80 
Prozent des kommunalen Verwaltungshan-
delns einen Raumbezug. Dies setzt profes-
sionelle, übergreifende Geoservices in den 
Städten und Gemeinden voraus. 
Wesentlich dafür ist eine zentrale Stelle, die 
Geoservices in der Stadt/Gemeinde koordi-
niert. Dies können stadtinterne Ämter/Ab-
teilungen für Stadtvermessung und Geoin-
formation bzw. für kleinere Städte und Ge-
meinden externe Dienstleister sein. Profes-
sionelles Arbeiten setzt Geodaten von ho-
her Qualität, Vollständigkeit und laufender 
Aktualität voraus. Nur dadurch sind fach-
übergreifende Geoservices überhaupt mög-
lich. Die Datenhoheit durch die Stadtver-
waltung insbesondere auch von Sensorda-
ten im Öffentlichen Raum sollte dabei be-
sonders berücksichtigt werden.
„Erfolgreiches eGovernment setzt schlag-
kräftige und qualitätsvolle  IT-Services vor-
aus. Intelligente   Arbeitsteilung und Ko-
operationen der Gebietskörperschaften auf 
allen Verwaltungsebenen (Bund, Länder, 
Städte und Gemeinden) sind dafür zwin-
gend erforderlich. Ein gelungenes Beispiel 
dafür ist ‚basemap.at‘, die Open Govern-

ment Data Grundkarte von Österreich, die 
erst vor wenigen Tagen mit dem Geospatial 
World Excellence Award ausgezeichnet 
wurde“, sagte Wolfgang Jörg, ViennaGIS 
Koordinator der Stadt Wien.

Ohne Geodaten läuft nichts
„Adressen sind der zentrale Geodatensatz 
für Register und Anwendungen in unserer 
digitalen Welt. Die Stadt vergibt für jedes 
Gebäude eine eindeutig zuordenbare Ad-
resse und speichert diese mit einer exakten 
Koordinate im Adressregister ab. Ohne Ad-
resse gibt es keine Postzustellung, aber auch 
Blaulichtorganisationen würden nicht wis-
sen, wohin sie im Einsatzfall fahren müss-
ten“, betonte Markus Noll vom Geogra-
phischen Informationssystem in Bruck an 
der Mur. Viele andere Register sind mit 
dem Adressregister verknüpft oder nutzen 
diese Daten, wie bspw. das Zentrale Melde-
register (ZMR), das Gebäude- und Woh-
nungsregister (GWR) oder auch der Pend-
lerrechner. Mit der Umsetzung der gesetzli-
chen Änderungen im Adressregister in die-
sem Jahr haben die Adressen weiter an 
praktischer Bedeutung gewonnen. Die 
Mehrdeutigkeiten bei gleichen Straßenna-
men in Gemeinden mit gemeinsamer Post-

ARBEITSKREIS 4: 

Geoinformationen als  
Entscheidungshilfe für Politik  
und Verwaltung 
Die Einsatzbereiche von verknüpften Daten sind vielfältig: sie können beispielsweise beim 
Apothekenverzeichnis, beim Katastrophenschutz oder bei der Ermittlung von Schulstandorten helfen. 

(v.l.n.r.) Eckehard Ranninger (Innsbruck), 
Wolfgang Jörg (Wien), Bertram Werle 

(Graz), Bernd Resch (Uni Salzburg),  
Elke Achleitner (Graz), Josef Broukal (Mo-
derator), Markus Noll (Bruck an der Mur), 

Günter Koren (Klagenfurt am Wörther-
see), Siegfried Kamper (St. Pölten).

STÄDTETAG 2016
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leitzahl wurden durch die Einführung des 
„Zustellortes“ drastisch minimiert. Wirt-
schaft und Verwaltung bekommen mit den 
genormten abgekürzten Schreibweisen Ad-
ressen zur Verfügung gestellt, die ein einfa-
ches Adressieren im Briefverkehr ermögli-
chen.
Eckehard Ranninger, Referatsleiter der Ver-
messung Innsbruck, berichtete von smar-
ten GIS-Anwendungen in der Stadt Inns-
bruck und den Dienstleistungen der Stadt-
vermessung im Rahmen von GIS-Projek-
ten (Ersterfassung, Aktualisierung). Nach 
seinen Erfahrungswerten liegen die Stärken 
der Stadtvermessung in einer raschen, qua-
litativ hochwertigen Datenproduktion, 
und die Stärken des GIS in einer breiten, 
anwenderfreundlichen Datendistribution. 
So gelingt es, einen großen AnwenderIn-
nenkreis zu erreichen.
Günter Koren, Abteilungsleiter für Vermes-
sung und Geoinformation in Klagenfurt 
am Wörthersee, zeigte wie professionell 
man Politik und Verwaltung in Ihrer Ent-
scheidungsfindung durch Visualisierung 
(3D-Stadtmodell) beispielhaft in Planungs-
prozessen sowie Veranstaltungs- und Faci-
litymanagement unterstützen kann.
Auch die Digitalisierung im Verkehrsbe-

reich benötigt Geodaten. Der Pendlerrech-
ner des BMF und die Verkehrsauskunft 
Österreich (VAO) sind zwei verkehrsmit-
telübergreifende Routingservices für Bürge-
rInnen, die auf der Graphenintegrations-
Plattform (GIP) basieren. Bei der Erstel-
lung dieses einheitlichen Verkehrsreferenz-
systems wirken auch die Städte mit. „Die 
GIP wird durch E-Government-Prozesse 
aktuell gehalten und bietet der Verwaltung 
einen gebündelten Blick auf die Verkehrs-
infrastruktur und die behördlichen Maß-
nahmen“ , erklärte Siegfried Kamper, Lei-
ter der Geoinformation in St. Pölten.

Steuern mit „Urban Emotions“
Assistenz-Professor Resch von der Universi-
tät Salzburg erläuterte, wie Städte noch 
bürgerzentrierter verwaltet und gestaltet 
werden können: Sensoren liefern Echtzeit-
Geodaten, wie bspw. in der Luftqualitäts-
beobachtung, im Verkehrsmanagement, bei 
Katastrophenbewältigung oder in der 
Stadtentwicklung. Der neue Trend von 
„Urban Emotions“ bringt darüber hinaus 
die Möglichkeit, Empfindungen und Be-
obachtungen von BürgerInnen – die über 
tragbare Sensoren, soziale Medien und di-
gitale Umfrage-Apps gewonnen werden – 

in die Stadtplanung und das städtische Ma-
nagement zu integrieren. 

Frühe Einbindung der ExpertInnen
Elke Achleitner, die Leiterin des Stadtver-
messungsamtes Graz, erklärte, dass auch 
Einsparungen in der Verwaltungsarbeit 
durch koordinierte, fachübergreifende Ar-
beitsabläufe (Geschäftsprozesse) möglich 
sind. Die Bereitstellung von Informationen 
an BürgerInnen und Wirtschaft kann 
schnell und gut verständlich erfolgen. 
Durch Bereitstellung von Daten für öster-
reichweite, freie Geoservices (basemap.at, 
gip.at, Adressen) ist die Aktualität dieser 
Datenbestände gewährleistet. 
Die DiskutantInnen des Arbeitskreises wa-
ren sich einig, dass der Knackpunkt für ei-
nen erfolgreichen Einsatz von Geodaten 
vor allem die möglichst frühe Einbindung 
der Geodaten-SpezialistInnen in städtische 
Verwaltungsprozesse sei – das formulierten 
sie auch als Wunsch an die eigenen Verwal-
tungen. Mehrwert und Nutzen für die ge-
samte Stadtverwaltung sind unvergleichlich 
höher. Darum ist es unumgänglich, sicher-
zustellen, dass die Finanzierung professio-
neller, qualitativer, amtlicher Geodaten 
auch in Zukunft gesichert ist. � ■
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In einer hochkarätigen Runde wurde zum 
Abschluss des Städtetages zum Thema 
„Aufnahme von Flüchtlingen in Öster-

reichs Städten – eine lösbare Aufgabe?“ 
diskutiert: Wie und unter welchen Vor-
aussetzungen können Städte und Gemein-
den die großen Herausforderungen der 
Integration von Flüchtlingen bewältigen? 
Moderiert wurde die Diskussion von Nina 
Horaczek, Chefreporterin bei der Wiener 
Stadtzeitung Falter.
Die vom Arbeitskreis am 9. Juni 2016 er-
arbeiteten Ergebnisse, über die StR Franz 
X. Gruber eingangs berichtete, waren 
Grundlage für die Diskussion: 
Städte sind von der Flüchtlingsintegra-
tion besonders betroffen, denn Flücht-
linge ziehen vor allem in Städte.
Als wichtigste Handlungsfelder für die 
Kommunalpolitik nannte er dabei Spra-
cherwerb, Rechtsberatung und rechtliche 
Regeln, unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge (UMF), Sicherheit bei ge-
meinnütziger Tätigkeit, die Kommunika-
tion und Kooperation mit der Bevölke-
rung sowie Sport als Maßnahme zur Inte-
gration.

Bericht aus Deutschland 
Einen Stimmungsbericht aus Deutschland 
gab es durch den saarländischen Innenmi-
nister Klaus Bouillon, der als einstiger lang-
jähriger Bürgermeister einer Kleinstadt 
auch die kommunale Perspektive bestens 
kennt. Er sieht die Flüchtlingssituation in 
Deutschland auch als Chance: „Jahrelang 
wurde verabsäumt, in kommunalen Wohn-

bau zu investieren, jetzt wird gebaut und 
zwar für alle, die es brauchen, nicht nur für 
Flüchtlinge.“
Die deutsche Autorin Emel Zeynelabidin, 
die sich intensiv mit den Fragen des Islams 
in Deutschland beschäftigte, plädierte da-
für, „weibliche Flüchtlinge zu unterstützen 
und zu stärken, denn für sie ist Europa eine 
große Chance“.

ABSCHLUSSTAGUNG: 

Aufnahme von Flüchtlingen  
in Österreichs Städten –  
eine lösbare Aufgabe? 
Die große Herausforderung der Integration von Flüchtlingen wurde zum Abschluss u.a. mit dem 
saarländischen Innenminister Klaus Bouillon und Flüchtlingskoordinator Christian Konrad diskutiert. 

Wie und unter welchen 
Voraussetzungen die 

Flüchtlingsintegration in 
Städten und Gemeinden 

gelingen kann? – Darüber 
diskutierte die hochkarätig 

besetzte Runde.

(v.l.n.r.) GS Weninger, Stadträtin Frauenberger, Autorin Zeynelabidin, Stadtrat Gruber, Mode-
ratorin Horaczek, der saarländische Minister Bouillon und Flüchtlingskoordinator Konrad.
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Maßnahmen der Stadt Wien
Die Wiener Stadträtin Sandra Frauenber­
ger berichtete über die Maßnahmen der 
Stadt Wien während der großen Flücht­
lingskrise im Sommer und Herbst 2015. 
Wien war damals in zweifacher Hinsicht 
gefordert: einerseits galt es, die Durchreise 
hunderttausender Menschen zu organisie­
ren und andererseits mussten auch in kür­
zester Zeit zahlreiche Quartiere für diese 
Menschen bereitgestellt werden. Ein we­
sentlicher Punkt war dabei die ausgezeich­
nete Kooperation mit den Hilfsorganisati­
onen und unzähligen Freiwilligen. Wien 
bietet unter dem Schlagwort Integration 
ab dem ersten Tag eine Palette an Angebo­
ten. Jüngstes Projekt ist ein Jugendcollege 
für 1.000 junge Flüchtlinge, das ab Herbst 
Deutschunterricht, Berufsausbildung und 
Freizeitgestaltung verschränkt. „Integration 
geschieht aber nicht von selbst“, meinte 
Wiens Stadträtin Frauenberger, „sie ist 
harte Arbeit.“

Erfahrungen aus Innsbruck
Auch die Stadt Innsbruck nahm eine große 
Zahl von Flüchtlingen auf, wie Stadtrat 

Gruber einbrachte: „Es ist eine Tatsache, 
dass die Menschen bei uns sind. Wir müs­
sen also anpacken; das zeichnet uns Kom­
munalpolitikerinnen und Kommunalpoli­
tiker aus.“ Er merkte aber auch selbst­
kritisch an, dass lange Zeit verabsäumt 
wurde, aktiv mit der Bevölkerung zu kom­
munizieren – das müsse stärker geschehen.

Städte liegen über Quote
In seiner Funktion als Flüchtlingskoordi­
nator der österreichischen Bundesregie­
rung berichtete Christian Konrad über 
seine Arbeit. Noch vor einem Jahr hätte 
nur ein Drittel der Gemeinden Flüchtlinge 
aufgenommen gehabt, heute seien es zwei 
Drittel der Städte und Gemeinden. Die 
Städte liegen dabei ohnehin weit über der 
vereinbarten Quote. Er lobte insbesondere 
Wien als „positives Beispiel“: hier seien 60 
Prozent aller Flüchtlinge privat unterge­
bracht. 

Unmittelbare kommunale Aufgabe
Übereinstimmung wurde in der Runde da­
rüber gefunden, dass die Integration von 
Flüchtlingen, sowie auch die Integration 

von den Menschen, die aus anderen Grün­
den in österreichischen Städten angekom­
men sind, eine unmittelbare kommunale 
Aufgabe ist. 
„Als Bürgermeisterin fühle ich mich für 
alle verantwortlich, die in dieser Stadt 
sind“, erklärte die Innsbrucker Bürger­
meisterin Christine Oppitz-Plörer. Integra­
tion könne nur in enger Kooperation mit 
Ländern und dem Bund gelingen, wobei 
den Städten auch die notwendigen Mittel 
zur Bewältigung dieser Aufgabe bereitge­
stellt werden müssten. Als größte Heraus­
forderungen wurden definiert: Wohnen 
(vor allem leistbares Wohnen nach dem 
Asylverfahren), Spracherwerb, Bildung 
und Berufsqualifikation, sowie der Zugang 
zum Arbeitsmarkt. Dort müsse aktiv inves­
tiert werden, um allen Menschen mög­
lichst viele Chancen zu eröffnen.

2017: Zell am See
Mit Dank an die gastgebende Stadt Inns­
bruck und der Fahnenübergabe ging der 
66. Städtetag zu Ende. Der 67. Städtetag 
wird 2017 in der Salzburger Gemeinde 
Zell am See über die Bühne gehen.� ■
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Sport, im Besonderen der Fußball, 
hat eine integrative Wirkung – 
symbolisch betrachtet: der Fußball 

ist rund und die Welt ist es auch! Beim 
Fußball gibt es gemeinsame Regeln, an die 
sich alle weltweit halten – insofern kann 
man den Sport auf das Leben übertragen“, 
sagte Weninger. Er sei daher eine gute An-
leitung um das Leben gemeinsam zu ge-
nießen.  
Getreu dem Motto „think global – act lo-
cal“ wies Weninger darauf hin, dass Glo-
balisierung sprichwörtlich in den Städten 
stattfindet und betonte damit die zentrale 
Themenstellung des Städtetages: das posi-
tive Zusammenleben in den Städten ge-
stalten. 

Dialog als Kern von Demokratie 
Weiters erinnerte er an die Verleihung des 
Friedensnobelpreises 2015, der dem 
„Quartett für nationalen Dialog“ in Tune-
sien, wo der sogenannte Arabische Früh-
ling begann, verliehen wurde. Dank vieler 
gemeinsamer Anstrengungen sei es diesem 
„Quartett“ gelungen, einen entscheiden-

den Beitrag zum Aufbau einer pluralisti-
schen Demokratie in Tunesien (infolge der 
sogenannten Jasmin-Revolution des Jahres 
2011) umzusetzen. Dieses Quartett be-
steht aus dem Gewerkschaftsdachverband, 
dem Handels- und Industrieverband so-
wie der tunesischen Liga für Menschen-
rechte als auch der Vereinigung der 
Rechtsanwälte Tunesiens. Ein Beispiel da-
für, so Weninger, dass „Dialog wohl das 
Wesen und der Kern von Demokratie ist“. 
Der Austausch von Ideen, Meinungen 
und Standpunkten sei das Grundelement 
des friedlichen Zusammenlebens. 

Stellenwert von Bildung 
„Und wer erhielt 2014 den Friedensnobel-
preis?“, fragte Weninger das Publikum 
und rief die beiden Preisträger Malala 
Yousafzai aus Pakistan, die bislang jüngste 
Friedensnobelpreisträgerin, und den aus 
Indien stammenden Bürgerrechtler Kai-
lash Satyarthi in Erinnerung. Es sind zwei 
Personen, die diesen Preis, wie es in der 
Begründung heißt, für ihren Kampf gegen 
die Unterdrückung von Kindern und Ju-

THOMAS WENINGER: 

Für ein friedliches  
Miteinander in Städten 
In seinem Abschlussbericht dankte der Städtebund-Generalsekretär Thomas Weninger der 
gastgebenden Stadt und Bürgermeisterin Christine Oppitz-Plörer für die Gastfreundschaft,
und ging auf das Thema Integration von Flüchtlingen in Verbindung mit Sport ein.

„Wenn es uns nicht gelingt, 
neue Formen des Dialoges 

auszuprobieren, dann 
steigt das Risiko, dass wir 

bei der Bewältigung von 
transnationalen Problemen 

versagen“, so Weninger.

 

Globalisierung findet sprichwörtlich in den 
Städten statt: „Think global – act local“, 
brachte Generalsekretär Weninger es auf 
den Punkt.
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gendlichen und für das Recht aller Kinder 
auf Bildung erhalten haben. Beide Preis-
trägerInnen haben sich aufgrund ihrer 
persönlichen Erfahrungen, die eine Schü-
lerin/Mädchen, der andere konfrontiert 
mit Kinderarbeit in Indien, für das Recht 
auf Bildung eingesetzt. „Bildung war und 
ist wohl auch bei uns ein zentrales 
Thema!“, betonte der Generalsekretär und 
meinte weiter: „Vielleicht täte es gut, ein-
mal über den österreichischen Tellerrand 
hinauszuschauen, welchen Stellenwert Bil-
dung gerade auch für die Entwicklung 
von Demokratie und damit für ein friedli-
ches Miteinander hat und hier wiederum, 
welche Bedeutung, welchen Stellenwert 
insbesondere die Bildung von Mädchen, 
die Bildung von Frauen hat.“

Vorzeigebeispiel Schweiz
Weiters erwähnte er ein Vorzeigebeispiel 
aus der Schweiz: „Seit 2014 gibt es dort 
ein nationales Programm zur Prävention 
und Bekämpfung von Armut – an sich 
schon bemerkenswert, für eines der reichs-
ten Länder dieser Welt. Was ich noch be-

merkenswerter finde, ist allerdings, dass in 
diesem Programm ein Schwerpunkt auf 
der Stärkung von Bildungschancen von 
sozial benachteiligten, bildungsfernen 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
liegt. Dies wäre doch auch was für Öster-
reich!“

Transnationale Probleme  
gemeinsam lösen
2012 sei der Friedensnobelpreis überra-
schend an eine Institution gegangen – 
nämlich an die Europäische Union. In der 
Begründung des Komitees in Oslo wurde 
besonders die friedensstiftende Kompo-
nente der Europäischen Union hervorge-
hoben: friedensstiftend zwischen Natio-
nalstaaten, die sich im 19. Jahrhundert in 
Folge des Kolonialismus und Imperialis-
mus herausgebildet hatten. Aber dies sei 
nur eine Seite der Medaille; die zweite ist 
jene des sozialen Friedens, der sozialen Si-
cherheit nach innen, des sozialen Aus-
gleichs im Inneren, nämlich in den Gesell-
schaften dieser Nationalstaaten bzw. in der 
Europäischen Gesellschaft insgesamt. Wie 

auch der diesjährige Städtetags-Festredner, 
der Bürgermeister von Palermo Leoluca 
Orlando, in seiner in Palermo verabschie-
deten Resolution die Europäische Union 
als ein außergewöhnliches Beispiel für den 
Willen zusammenzuleben und zusammen-
zugehören bezeichnete.

Neue Formen des Dialogs 
„Wenn es uns nicht gelingt, neue Formen 
des Dialoges auszuprobieren, dann steigt 
das Risiko, dass wir bei der Bewältigung 
von transnationalen Problemen versagen, 
und dass wir sogar die Demokratie selbst 
verlieren. Wenn wir nicht im Stande sind, 
die globalen Probleme demokratisch zu 
lösen, laufen wir Gefahr, eben diese De-
mokratie auch vor Ort, in unseren Städten 
und Gemeinden zu verlieren“, so Wenin-
ger und schloss seine Rede mit einem 
Zitat des Wiener Flüchtlingskoordinators 
Peter Hacker, der im Hinblick auf die 
Flüchtlingszahlen 2015 gesagt hatte: „Ja es 
waren viele, es sind viele, aber was haben 
wir gemacht? Wir haben uns halt ange-
strengt.“ � ■
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BILDER SAGEN MEHR ALS WORTE:  

Der Städtetag 2016 
Rund 900 Gäste aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung 
kamen zum dreitägigen Zusammentreffen nach Innsbruck. 
Die Aufnahme von Flüchtlingen und deren Integration sowie 
der Finanzausgleich dominierten die Beratungen. Weiters 
standen die Themen „Stadtregionaler Öffentlicher Verkehr“ 
und die „Nutzung von Geoinformationen in der Stadt“ 
auf der Agenda.

STÄDTETAG 2016
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INTERVIEW MIT HEDI WECHNER

Im Jahr 2010 haben Sie in der Stichwahl 
Ihren Amtsvorgänger, den VPB-Bürgermeis-
ter Arno Abler, besiegt. Sie waren damals die 
erste direkte gewählte weibliche Bürgermeis-
terin Tirols. Hat Ihnen geholfen, dass Sie 
eine Frau sind?
Hedi Wechner: Ich war sicher nicht die 
erste direkt gewählte Bürgermeisterin Ti-
rols; im Jahr 2010 wurden noch Kollegin-
nen aus Scharnitz, St. Ulrich a.P., Heiter-
wang, Oberperfuss, Gaimberg i. Osttirol 
gewählt. Ich bin allerdings überhaupt die 
erste Bürgermeisterin des Bezirkes Kufstein 
und der Stadt Wörgl. Es hat mir sicher 
nicht geholfen, eine Frau zu sein, das ist 

wohl in der Rubrik „Männerphantasien“ 
;-)) einzuordnen. Eher ist es so, dass einem 
Mann Vorschussvertrauen, einer Frau Vor-
schussmisstrauen entgegengebracht wird. 
Eine Frau muss sich ihren Platz durch 
150-prozentigen Einsatz erkämpfen, auch 
und vor allem nach erfolgter Wahl. 

Im Laufe Ihrer politischen Karriere gehörten 
Sie verschiedenen Gemeinderäten, dem 
Stadtrat von Wörgl und kurzzeitig auch dem 
Nationalrat an. Außerdem waren Sie von 
2004 bis 2010 Vizebürgermeisterin Ihrer 
Stadt. Muss sich eine Frau mühsam Stück 
für Stück an die männlichen Bastionen 

heranarbeiten, um schließlich Erfolg zu ha-
ben, oder würde das auch eine Quereinstei-
gerin schaffen?
Eine Frau als Quereinsteigerin in eine 
Spitzenposition kann ich mir schwer vor-
stellen, denn da müsste ein Mann von der 
Spitzenposition weichen, wozu nur ein 
Mann mit sehr viel Selbstbewusstsein und 
einem gehörigen Maß an Selbstkritik be-
reit wäre. Selbst, wenn die Frau die be-
rühmte „eierlegende Wollmilchsau“ wäre, 
wäre es sehr schwer. Im Übrigen ist Politi-
ker oder Politikerin kein Lehrberuf. Jeder 
und jede tut gut daran, Erfahrungen zu 
sammeln.

Vorschussmisstrauen und das 
immer noch gängige Gesellschaftsbild
Die Wörgler Bürgermeisterin Hedi Wechner (SPÖ) über den geringen Frauenanteil  

auf den Chefsesseln der Rathäuser. 
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Alle Staatsbürger sind vor dem Gesetz gleich, 
steht im Bundesverfassungs-Gesetz. Bund, 
Länder und Gemeinden bekennen sich zur 
tatsächlichen Gleichstellung von Mann und 
Frau. Allerdings werden nur etwa sechs Pro-
zent oder 141 der österreichischen Gemein-
den von Frauen regiert. Ist das demokra-
tisch?
Mit Demokratie scheint mir das wenig zu 
tun zu haben, eher mit dem immer noch 
gängigen Gesellschaftsbild der Frau. Eine 
Frau wird zwar sehr wohl im Team ge­
wünscht, aber, sobald sie einen Führungs­
anspruch erhebt, erscheint sie häufig sus­
pekt. Durch dieses Gesellschaftsbild der 
Wegbereiterin, aber nicht der Führerin, 
bringen viele ausgezeichnete Frauen nicht 
das Selbstbewusstsein auf, zu sagen: 
Ich will führen und ich kann führen. 
Frauen sind im Allgemeinen selbstkriti­

scher und denken, nicht „perfekt“ genug 
zu sein.

Im Nationalrat liegt der Frauenanteil knapp 
über 30 Prozent. Warum ist es auf dem 
kommunalen Parkett für die Frauen so 
schwer? Haben die Männer die besseren 
Netzwerke?
Ich denke, dass Frauen das Netzwerken 
vielfach erst lernen müssen. Außerdem 
waren (sind) sie ja häufig aus Männer­
klüngeln, in denen Vorentscheidungen ge­
fällt werden, immer noch ausgeschlossen. 
Frauen waren und sind häufig auf sich al­
leine gestellt, sie haben oft den Anspruch, 
alles selbst regeln zu müssen. Häufig fällt 
es ihnen schwerer als Männern, für sich 
selbst „Werbung“ zu machen.

Nur wenige Frauen sind bereit, für das Bür-
germeister-Amt zu kandidieren. Haben sie 
mit Kindern, Mann und Beruf schlechtere 
Startbedingungen als Männer?
Damit sind wir wieder beim gängigen Ge­
sellschaftsbild. Ich habe kaum jemals ge­
hört, dass in Diskussionsrunden ein Kol­
lege gefragt wurde, ob es ihm denn mög­
lich sei, Familie, Beruf und das Bürger­
meisteramt zu verbinden. Doch meist ist 
es die erste Frage, die an eine Frau gerich­
tet wird. Damit wird unterschwellig schon 
bei vielen ein schlechtes Gewissen erzeugt 
und der unausgesprochene Vorwurf in den 
Raum gestellt, sie sei eine schlechtere 
Mutter, Gattin, …
Die grundsätzlichen Startbedingungen 
sind gleich, vorausgesetzt – siehe Gesell­
schaftsbild!

Trauen sich Frauen den „Job“ nicht zu, ha-
ben sie Angst, in der Öffentlichkeit aufzu
treten?

Ich kenne genügend Männer, die Angst 
haben, öffentlich aufzutreten und viele 
Frauen, die keinerlei Scheu empfinden, 
sich öffentlich zu präsentieren. Während 
eines langen Zeitraums der Geschichte 
galt es ganz einfach als unschicklich, wenn 
eine Frau öffentlich auftrat, vielleicht ist 
hier im kollektiven Gedächtnis noch etwas 
davon zurückgeblieben. Es gibt ja durch­
aus heute noch Institutionen, in denen 
Frauen als Menschen zweiter Klasse gel­
ten: Mulier taceat in ecclesia. (Das Weib 
schweige in der Gemeindeversammlung, 
d. Red.) Und gerade die Kirche spielt für 
viele Leute immer noch eine wesentliche 
Rolle im Leben.

Was muss Ihrer Meinung nach getan wer-
den, um mehr Frauen auf die Chefsessel der 
Rathäuser zu bringen?
Es gibt dazu keine allgemein gültigen 
Maßnahmen. Vor allem müssten Frauen 
als Spitzenkandidatinnen akzeptiert wer­
den, ohne die offenbar unausweichliche 
Frage nach der Vereinbarkeit von Familie, 
Beruf und Bürgermeisteramt.

Wäre die Quote ein probates Mittel?
Ich bin grundsätzlich gegen die berühmte 
Quote, wie sie derzeit kolportiert und an­
gewandt wird, weil hier die Frau wieder 
auf ihr Geschlecht zurückgestuft und 
nicht nach ihren Fähigkeiten gewürdigt 
wird. Doch ist es wohl so, dass kaum ein 
Mann sich freiwillig in die zweite Reihe 
stellen wird.
Allerdings gibt es wohl auch sehr viele 
Quotenmänner, sonst wäre eine Listen­
erstellung vor einer Wahl kaum möglich.

Interview von Manfred Hummel,  

freier Journalist

Hedi Wechner ist 59 Jahre alt und  
Bürgermeisterin von Wörgl. Sie ist  
verheiratet und war Hauptschullehrerin  
an der Sporthauptschule in Wörgl. 
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Perspektiven des Formats Kulturhauptstadt:
„Wer will noch mal, wer hat noch nicht?“
Im Jahr 2024 wird Österreich zum 
dritten Mal eine Kulturhauptstadt 
Europas stellen – es wird die 72. im 
Laufe der Initiative sein. Da Linz be-
reits 2009 Europäische Kulturhaupt-
stadt war, wurden diesmal mögliche 
neue Perspektiven des Formats 
„Kulturhauptstadt“ im Zuge der Aus-
stellungseröffnung am 2.6.2016 im 
Offenen Kulturhaus in Linz diskutiert.

Die Ausstellung zeigt die Ergebnisse der 
gleichnamigen multidisziplinären Lehrver-
anstaltung des Sommersemesters 2015 – 
diese wandert seit September durch Öster-
reich. Der achte Halt der Wanderausstel-
lung findet gerade im ersten Stock des Of-
fenen Kulturhauses in Linz statt.
Die Eröffnung startete mit einem einfüh-
renden Vortrag zum Thema Kulturhaupt-
stadt durch Dr. Elisabeth Leitner, Initiato-
rin der Plattform kulturhauptstadt2024.at 
und Studiengangsleiterin für Architektur 
an der FH Kärnten. Dabei beschrieb Elisa-
beth Leitner, wie es zu der Initiative kul-
turhaptstadt2024.at kam, wie sich das Re-
gelwerk der EU veränderte und welche 

Anforderungen derzeit an eine Bewerber-
stadt gestellt werden. Philipp Holz, Stu-
dent an der TU Wien, erläuterte, was seit 
der Gründung der Plattform im Herbst 
2014 passierte und berichtete von der 
transuniversitären Arbeitsmethodik, die 
den Studierenden die Praxis näherbrachte. 
Im Rahmen einer Lehrveranstaltung gin-
gen 100 Studierende und 25 Lehrende von 
fast alles Planungsuniversitäten Österreichs 
der Frage nach, welche österreichische 
Stadt (mit Region) im Jahr 2024 im euro-
päischen Scheinwerfer stehen soll.

Podiumsdiskussion
Der treffend gewählte Titel der Podiums-
diskussion „Wer will noch mal, wer hat 
noch nicht?“ schaffte Anreiz im Offenen 
Kulturhaus in Linz im öffentlichen Rah-
men über die Zukunft des Formates Kul-
turhauptstadt zu sprechen, und im Zuge 
dessen natürlich auch die Möglichkeit ei-
ner erneute Bewerbung von Linz als Kul-
turhauptstadt 2024 zu diskutieren. Gleich 
zu Beginn wurde die wichtige Frage ange-
sprochen, ob denn nun in Österreich Eu-

phorie darüber herrsche, dass man 2024 
wieder eine Kulturhauptstadt stellen dürfe 
oder ob doch eher eine kulturelle Kater-
stimmung im Land aufgekommen sei. 
Desweiteren wurde auch noch die Frage in 
den Raum gestellt, ob der Titel Kultur-
hauptstadt denn noch immer als Kultur-
medaille angesehen werden kann.
Für Elisabeth Leitner ist es ganz klar, dass 
es bei dem Format der Kulturhauptstadt 
nicht mehr um das „Mascherl“ geht, auch 
wenn dies in Osteuropa teilweise noch an-
ders gesehen wird, sondern viel mehr um 
den Prozess, den eine Stadt gehen muss, 
wenn sie sich für die Kulturhauptstadt be-
werben will. Denn mit der neuen Rege-
lung, dass die EU-Jury nun auch Städte 
ablehnen kann, ist die Zeit der großen 
Kulturbauten und Budgets vorbei. Heute 
wird seitens der EU verstärkt Wert auf ein 
nachhaltiges Stadtenwicklungskonzept ge-
legt, aber auch darauf, dass ein Buttom-
up-Prozess, also die Beteiligung der Bevöl-
kerung, zu erkennen ist. Für Elisabeth 
Leitner sollten diese Dinge immer zu Be-
ginn jeder Bewerbung stehen, und erst da-
nach kann man sich überlegen, welchen 
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Weg der Neuinterpretationen des Formates 
Kulturhauptstadt man gehen kann, damit 
es noch reizvoll ist, die 72. Kulturhaupt-
stadt Europas zu sein.
Daniel Habit ist ebenfalls der Meinung, 
dass der Titel Kulturhauptstadt bis heute 
nicht seine Strahlkraft verloren hat, vor al-
lem wenn man sich die vielen Bewerbun-
gen anderer Länder auf nationaler Ebene 
ansieht. Das Format ist bis heute auf städ-
tischer Ebene ein starker Motor und mit 
den neuen Regelungen sind die Städte nun 
dazu angehalten, einen stärkeren Prozess 
zu durchlaufen, der viel durchdachter sein 
muss als früher.

Beispiel Vorarlberg
Über die gemeinsame Bewerbung der Vor-
arlberger Städte im Kleinstadtkollektiv hat 
Roland Jörg berichtet. Obwohl der Aus-
tausch zwischen den Städten anfangs auf-
grund von Konkurrenzdenken nicht ein-
fach war, hat man es mittlerweile geschafft 
in einem gemeinsamen Kulturausschuss 
ein Grundlagenpapier zu erarbeiten. Das 
Thema Nachhaltigkeit würde sich für Vor-
arlberg anhand der Themen Mobilität, Zu-
sammenarbeit und Stadtplanung festma-
chen lassen. Es soll in erster Linie um den 
eigenen Lebensraum gehen, die Grenzen 
zwischen den Städten sollen aufgeweicht 
werden und so die Schaffung einer ge-
meinsamen Identität ermöglicht werden. 
Die vier Vorarlberger Städte (Bregenz, 
Dornbirn, Feldkirch, Hohenems) stehen 
voll hinter diesem Projekt, doch leider ste-
hen einige maßgebende Leute seitens des 
Landes Vorarlberg auf der Bremse. Als wei-

teres Thema an diesem Abend wurde die 
Nachhaltigkeit von europäischen Kultur-
hauptstädten diskutiert, wobei es vor allem 
darum ging, wie man den Wert „Nachhal-
tigkeit“ überhaupt messen kann. 
Das Publikum gab die überwiegende Ant-
wort, dass Nachhaltigkeit in erster Linie 
eine Frage des Gefühls ist, und es wichtig 
ist, was in der Erinnerung der Menschen 
zurückbleibt. Nicht immer seien die EU-
Ziele und die Ziele der Stadt deckungs-
gleich, so war für die Linzer die Steigerung 
des Selbstwertgefühls am wichtigsten, und 
dies ist gelungen.
Weiters gab Georg Steiner, welcher eben-
falls im Publikum saß, kund, dass man ge-
rade in Linz eine große Wertschätzung der 
Bevölkerung sehe, dass die ECoC 2009 
diese Stadt nachhaltig verändert hat. Aller-
dings hat er Sorge, dass dieser Spannungs-
bogen abreißen könnte, und plädiert des-
halb für eine zusätzliche Ebene des Forma-
tes Kulturhauptstadt. Seiner Meinung 
nach könnte man ein weiteres Format ent-
wickeln, welches beispielsweise Spezialisie-
rungen eine Bühne gibt, damit auch in 
ehemaligen Kulturhauptstädten der Pro-
zess der Weiterentwicklung nicht aufhört.

Große Vision wichtig
Auch Norbert Trawöger konnte die Idee 
eines Nachfolgeprojektes für Kulturhaupt-
städte gutheißen. Es wäre dabei wichtig, 
dass sich solch ein Projekt mit weniger 
Aufwand und einfacher realisieren ließe als 
eine „klassische Kulturhauptstadt“, es der 
Stadt allerdings trotzdem die Möglichkeit 
zur Weiterentwicklung gibt. 

Dass es für die Städte wichtig ist, eine 
große Vision zu haben, davon ist Daniel 
Habit überzeugt. Städte müssen ein Leit-
bild entwickeln und wissen, wie sie in 
fünfzehn Jahren aussehen wollen. Dadurch 
wird der eigene Erfolg der Städte für diese 
messbarer.
Zum Abschluss der Diskussionsrunde 
wurde Elisabeth Leitner noch nach ihrer 
Meinung über eine erneute Bewerbung 
von Linz für ECoC 2024 gefragt. Sie gab 
klar zu verstehen, dass es für Linz wohl ein 
guter Zwischenstopp für das Entwick-
lungskonzept der Stadt wäre. Doch wenn 
dahinter keine große Vision steht, sollte 
man es besser lassen. Auch Roland Jörg 
würde Linz gerne erneut im Rennen se-
hen, um herauszufinden, in welche Rich-
tung die Stadt sich noch weiterentwickeln 
kann.

Neue Rahmenbedingungen
Die abschließenden Worte der Podiums-
diskussion kamen von Bernhard Baier. Er 
erwähnte, dass Linz das Jahr der Kultur-
hauptstadt 2009 perfekt gemeistert hat. 
Allerdings gibt es heute Rahmenbedingun-
gen, die eine Bewerbung massiv beein-
trächtigen. So spielt beispielsweise das 
Geld eine wichtige Rolle, aber auch ein in-
frastruktureller Sättigungsgrad wurde be-
reits erreicht. Man kann sich auch mit 
dem bereits vorhandenen neu positionie-
ren, und benötigt dazu nicht unbedingt 
das Format der Kulturhauptstadt. Er 
denkt, dass es für Österreich wohl reizvol-
ler wäre, wenn sich diesmal andere Städte 
bewerben. Die Ausstellung war im offenen 
Kulturhaus bis zum 16.6.2016 zu sehen. 
Danach wanderte sie weiter nach St. Pöl-
ten. Im Herbst 2016 ist sie außerdem noch 
in Wels zu besichtigen.

Isabella Schildberger und Melanie Strobl,  

Public Relation Wanderausstellung  

Kulturhauptstadt 2024

Weitere Informationen
www.kulturhauptstadt2024.at
www.facebook.com/kulturhauptstadt2024
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AUS DEM STÄDTEBUND

Deutsche Städte fordern bei  
Integrationsaufgaben Unterstützung 

Für die deutschen Kommunen ist die 
Integration von Bürgerkriegsflüchtlin-
gen und politisch Verfolgten in die 
Gesellschaft die wesentliche Heraus-
forderung, die sich aus der aktuellen 
Zuwanderung ergibt. Ob Integration 
gelingt, entscheidet sich in den Kom-
munen, wo die Menschen leben. 
Deshalb ist eine deutliche finanzielle 
Unterstützung der Kommunen durch 
Bund und Bundesländer nötig.*

Die Städte in Deutschland stellen sich der 
Herkulesaufgabe „Integration“, benötigen 
dafür aber die deutliche Unterstützung von 
Bund und Bundesländern. „Wir wollen, 
dass die Integration der zu uns geflohenen 
Menschen mit Bleibeperspektive in unsere 
Gesellschaft gelingt. Besonders wichtig da­
für sind genügend bezahlbarer Wohnraum 
für Einheimische wie für Zugewanderte, 
aber auch der Spracherwerb, die Kinder­
betreuung und der Schulunterricht. Und 
nicht zuletzt müssen wir die Menschen, 
die zu uns gekommen sind, auf den Ar­
beitsmarkt vorbereiten“, betont die Präsi­
dentin des Deutschen Städtetages, Ober­
bürgermeisterin Dr.in Eva Lohse aus Lud­
wigshafen. Dass die deutschen Städte Inte­

gration können, hätten sie in der Vergan­
genheit bewiesen: „Bundesländer und 
Bund stehen mit den Städten in einer Ver­
antwortungsgemeinschaft und müssen sich 
finanziell so engagieren, dass es bei den 
vielen weiteren wichtigen Leistungen der 
Kommunen nicht zu Einschränkungen bei 
bestehenden Leistungen für die Bürgerin­
nen und Bürger kommt.“ Es liege im urei­
genen Interesse von Bund und Ländern, 
die Städte so zu unterstützen, dass soziale 
Ausgrenzung und Konkurrenzen in der 
Gesellschaft vermieden werden. 

Kommunen substanziell entlasten
Nach Einschätzung der Städtetagspräsi­
dentin ist es wichtig für die Städte in 
Deutschland, dass sich die bundesdeutsche 
Regierung auf Eckpunkte für ein Integrati­
onsgesetz einigen konnte. Als hilfreich be­
werten die Städte außerdem Integrations­
konzepte auf lokalen und regionalen Ebe­
nen. Das gilt vor allem, wenn möglichst 
viele der beteiligten Institutionen und 
staatlichen Ebenen gemeinsam mit den 
Kommunen an einen Tisch kommen und 
die einzelnen Maßnahmen kooperativ ko­
ordinieren und aufeinander abstimmen. 
Doch solche Konzepte lassen sich nur ver­
wirklichen, wenn ihre Finanzierung gere­
gelt ist. Der Deutsche Städtetag – als die 
Interessenvertretung der großen und grö­
ßeren Städte in Deutschland – erwartet 
von den Bundesländern und vom Bund, 
dass sie die zusätzlichen Kosten für die In­
tegration von Flüchtlingen und die sozia­
len Leistungen zu maßgeblichen Teilen 
übernehmen und die Kommunen substan­
ziell entlasten. 
Die Integration ist eine gesamtstaatliche 
Aufgabe. Dabei geht es um Milliardenbe­
träge. Die Städte sind froh über die vom 
Bund gezeigte Bereitschaft, sich deutlich 
stärker an den zusätzlichen Unterkunfts­
kosten für Hartz-IV-EmpfängerInnen zu 
beteiligen, die den Kommunen durch den 
Flüchtlingszuzug entstehen. Für 2016 
rechnet der Deutsche Städtetag hier mit 

schätzungsweise bis zu 1,5 Milliarden Euro 
an zusätzlichen kommunalen Ausgaben. 
Finanzielle Entlastung durch den Bund 
wird auch im Bereich der Jugendhilfe nö­
tig werden, zum Beispiel für Leistungen 
für Familien, Hilfen zur Erziehung sowie 
Beratungsangebote. Die Bundesländer sind 
aufgefordert, zusätzlich zu bereits zugesag­
ten Bundesmitteln für den Ausbau der 
Kinderbetreuung ihre Finanzmittel für die 
Kitas zu erhöhen sowie Sondermittel für 
den Bau und die Ausstattung von Schul­
räumen zur Verfügung zu stellen. Im Rah­
men ihrer Verantwortung für Bildung soll­
ten sie zudem Mittel für das dringend be­
nötigte zusätzliche schulische Ergänzungs­
personal, wie Sozialpädagogen, Schulpsy­
chologen und Dolmetscher, bereitstellen. 

Rechtliche Hürden verringern
Die Integration in den Arbeitsmarkt hängt 
neben der wirtschaftlichen Lage erheblich 
von der Länge der Asylverfahren, der 
Sprachförderung, den Investitionen in Bil­
dung und Ausbildung und der Arbeitsver­
mittlung ab. Pläne der Bundesregierung, 
in Integrationsanlaufstellen Betreuung und 
Förderangebote zu bündeln, sind hilfreich. 
Die Städte unterstützen den damit geplan­
ten Ausbau von öffentlich geförderter Be­
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Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly,  
Vizepräsident des Deutschen Städtetages 

Oberbürgermeisterin Dr.in Eva Lohse,  
Präsidentin des Deutschen Städtetages
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schäftigung, von Ausbildungs- und Quali-
fizierungsmaßnahmen und von Angeboten 
zur Sprachförderung – verzahnt mit be-
rufsbezogenen Elementen. Sie sehen Bund 
und Länder aber in der Pflicht, die rechtli-
chen und institutionellen Hürden zu ver-
ringern, und sie fordern auch finanzielles 
Engagement für die Integrationsanlaufstel-
len oder Integration Points.
Damit Integration gelingen kann, ist das 
Erlernen der deutschen Sprache die wich-
tigste Voraussetzung, betont der Vizepräsi-
dent des Deutschen Städtetages, Oberbür-
germeister Dr. Ulrich Maly aus Nürnberg. 
„Wir brauchen deshalb flächendeckend 
qualitativ hochwertige Angebote zur 
Sprachförderung. Zudem müssen die An-
gebote von Bund, Ländern und Kommu-
nen besser verzahnt werden, um die vor-
handenen Ressourcen bestmöglich zu nut-
zen. Das von der Bundesregierung entwi-
ckelte Gesamtkonzept für eine systemati-
sche Sprachförderung ist dafür ein wichti-

ger Schritt.“ Mit dem Sprachenlernen soll-
ten außerdem grundlegende gesellschaftli-
che Werte und Normen vermittelt sowie 
Kenntnisse über das Wirtschafts-, Gesund-
heits- und Bildungssystem verknüpft wer-
den. Zusätzlich sollten berufsbezogene Tä-
tigkeiten und Praktika auf den Arbeits-
markt vorbereiten und Sprachkurse mit ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen ver-
knüpft werden. 

Bezahlbaren Wohnraum schaffen 
In den Ballungszentren, wo die Woh-
nungsnachfrage schon vor der Flüchtlings-
zuwanderung hoch war, muss dringend 
mehr bezahlbarer Wohnraum geschaffen 
werden, sagte Maly. „Der Wohnungsbau 
muss mindestens in dem Maße öffentlich 
gefördert werden, dass jedes Jahr mehr 
Wohnungen mit günstigen, möglichst 
langfristigen Mietkonditionen hinzukom-
men als aus der sozialen Bindung heraus-
fallen. Derzeit enden in mehr Fällen die 

günstigen Mietbedingungen, sodass sozial 
gebundener Wohnraum unter dem Strich 
abnimmt statt zunimmt.“ Bund und Län-
der werden aufgefordert, die Höhe der 
Fördermittel dem faktischen Bedarf in den 
Regionen mit knappem Wohnungsange-
bot anzunähern.
Integration bedarf nach Auffassung des 
Deutschen Städtetages der Anstrengungen 
aller: der Menschen, die sich in unsere 
Gesellschaft mit unseren Freiheitsrechten, 
Werten von Demokratie, Religionsfreiheit 
und Gleichberechtigung einfügen und der 
aufnehmenden Gesellschaft, die kultureller 
und religiöser Vielfalt tolerant und offen 
begegnet. Integration ist aber nicht nur 
Herausforderung, sie bietet auch die 
Chance, befürchtete Folgen des demogra
fischen Wandels abzumildern und Bevöl-
kerungszahlen stabil zu halten. 

* Bei Redaktionsschluss war in Berlin noch nicht entschieden, 
wie stark sich Bund und Länder bei den Integrationskosten  
engagieren werden.
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Malala – Willkommen in der Schule

Bildung ist ein grundlegendes Men-
schenrecht und sichert Chancen-
gleichheit, sozialen Zusammenhalt 
und ökonomischen Erfolg einer Ge-
sellschaft. Das Projekt „Malala“ 
leistet einen zentralen Beitrag zur 
erfolgreichen Integration von 
Pflichtschulkindern in das Schul-
system, um ihre gesellschaftlichen 
Teilhabechancen zu erhöhen. 

„Inclusive, good-quality education is a 
foundation for dynamic and equitable so-
cieties.“ (Desmond Tutu) 
Malala Yousafzai – die jüngste Friedensno-
belpreisträgerin aller Zeiten und uner-
müdliche Kämpferin für das Recht auf 
Bildung für Mädchen in Pakistan – ist die 
prominente Namenspatin des Projektes 
„Malala – Willkommen in der Schule“, 
das seit Herbst 2015 von der Abteilung 
für Bildung und Integration der Stadt 
Graz in Kooperation mit dem Land Stei-

ermark in Graz angeboten wird. Das von 
der ISOP GmbH umgesetzte Angebot ad-
ressiert Flüchtlingsfamilien in der Grund-
versorgung mit Kindern im Pflichtschulal-
ter, die seit 2015 in Graz gemeldet wurden 
und werden. Es wurde damit rasch und 
unkompliziert auf die aktuelle Situation 
der gestiegenen Anzahl an AsylwerberIn-
nen – und hier vor allem auch an Familien 
mit Kindern im schulpflichtigen Alter – 
reagiert und ein Angebot entwickelt, das 
die Integration der Kinder in die Schule 
unterstützt. In „Malala“ werden die Kin-
der und ihre Eltern an einem Standort in 
Graz auf den Schuleintritt vorbereitet. 
Ziel ist die möglichst rasche und erfolgrei-
che Integration der Kinder in das Regel-
schulsystem. 

Was genau bietet Malala?
•	 Unterstützung schulpflichtiger Kinder 

und ihrer Eltern beim Schuleinstieg;
•	 Unterricht und Förderung von Kin-

dern vor dem Schuleinstieg im Rah-
men von Kursen und in Kleingruppen-
Settings (Vormittagskurse);

•	 Anfangs-Alphabetisierungsangebote für 
Eltern ohne Schriftkenntnisse; 

•	 Information für Eltern und Kinder 
über das österreichische Schul- und 
Gesellschaftssystem (z.B. im Rahmen 
eines Elterncafés am Nachmittag);

•	 Information und ggf. Vermittlung zu 
Unterstützungs- und Beratungsangebo-
ten unterschiedlicher Vereine in Graz.

Das Projekt wird auf Grundlage des sich 
zeigenden Bedarfs, der in der Steuer-
gruppe (Land Steiermark, Stadt Graz so-
wie ISOP) reflektiert wird, ggf. angepasst 
und weiter entwickelt. Neben laufenden 
qualitätssichernden Maßnahmen findet 
eine begleitende Evaluation durch die Pä-
dagogische Hochschule Steiermark statt.

Arbeitsfelder und Schwerpunkt
Einstiegs- und Orientierungsphase: Die 
meisten Familien kommen durch die auf-
suchende Arbeit (z.B. in den Flüchtlings-

unterkünften), die durch die mutter-
sprachliche Begleitung eine vertrauens-
volle Basis zu schaffen vermag, zum Pro-
jekt. Es geht in der ersten Phase darum, in 
einem persönlichen Gespräch Vertrauen 
aufzubauen, und auch zu vermitteln, dass 
nicht vorhandene Deutschkenntnisse 
keine Barriere darstellen, wenn es um die 
ersten wichtigen Bildungsanliegen von 
Kindern und Familie geht. Festzuhalten 
ist, dass es nicht „die Flüchtlinge“ oder 
„die Flüchtlingskinder“ gibt und somit 
auch kein Patentrezept. Jedes Kind, jeder 
Jugendliche ist anders, jede Familie unter-
schiedlich. Die Eltern und Kinder kom-
men oft aus grundverschiedenen sozialen 
Schichten und bringen entsprechend un-
terschiedliche Bildungsvoraussetzungen 
mit, die zu berücksichtigen sind. Die Be-
ziehungsarbeit, die am Anfang geleistet 
wird, bildet die Basis für die weitere Bil-
dungs- und Sozialarbeit. Auch ist es wich-
tig, transparent darzustellen, dass das Pro-
jekt eine befristete Maßnahme ist, die in 
weiterer Folge eine erleichterte Integration 
ins Regelschulsystem ermöglicht.
Case Management und Projektarbeit: Im 
Sinne eines umfassenden Case Manage-
ments wird ausgehend von den Kompe-
tenzen der Teilnehmenden ein Bildungs-
plan erstellt. Es werden bisherige 
Schullaufbahn, Sprachstand und andere 
Kompetenzen erhoben. Daraus ergibt 
sich, welcher Schultyp in Folge gewählt 
wird, was durch eine enge Abstimmung 
des Projektträgers mit dem Landesschulrat 
und der Bildungsservicestelle der Stadt 
Graz möglich ist. Darüber hinaus werden 
auch Angebote im Bereich der Freizeitge-
staltung und der Elternbildung vermittelt.
Förderung der Bildungssprache Deutsch: 
Die Förderung der Bildungssprache 
Deutsch wird in kleinen Gruppen von 
fünf bis acht Kindern organisiert, um dem 
unbestreitbaren Vorteil des gemeinsamen 
Lernens mit Gleichaltrigen zu nützen. Die 
Lerninhalte orientieren sich an den Curri-
cula der Volksschulen, Neuen Mittelschu-
len und Gymnasien – je nach Bedarf des 
Kindes. Ziel ist immer die möglichst ra-
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Die Autorin Mag.a Roswitha Müller leitet das 
Integrationsreferat in Graz umd sieht sich als 
Schnittstelle zwischen Magistrat und NGOs.
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sche Integration in die Schule. Wichtig ist 
es außerdem, einen möglichst fließenden 
Übergang von vorbereitenden Maßnah-
men in schulbegleitende Maßnahmen si-
cherzustellen.
Elternarbeit (muttersprachliche Beglei-
tung, Basisbildung und Deutsch): Als 
Zusatzangebot, das aber wichtiger, integ-
raler Bestandteil des Projektes ist, werden 
für die Eltern muttersprachliche Beglei-
tung und Beratung (z.B. zu Schul- und 
Gesellschaftssystem), Basisbildungsange-
bote und Alphabetisierungskurse angebo-
ten, denn ohne Unterstützung der Eltern 
ist ein Erfolg der Kinder ungleich schwe-
rer zu erreichen. Sollte es zudem noch Be-
darf an anderen Leistungen, wie Gesund-
heitsberatung, psychotherapeutische Be-
handlung oder anderweitige Beratung 
(z.B. Schutz für Opfer von Gewalt im Na-
men der Ehre) geben, so erfolgt eine Ver-
mittlung an die entsprechenden Instituti-
onen. 

Projekt findet großen Anklang
Bis Anfang März 2016 wurden 78 Kinder 
im Projekt „Malala“ betreut, 18 Kinder 
sind bereits in der Schule. Ca. 70 

Eltern(teile) nutzten die Angebote für Er-
wachsene (Elterncafé). Im Projektzeitraum 
(derzeit bis Ende 2016 festgelegt) sollen 
bis zu 150 Kinder und ihre Familien er-
reicht werden.
Es zeigt sich, dass vor allem bei den jünge-
ren SchülerInnen der Eintritt in die 
Schule rasch möglich ist. Eine maximale 
Zeitspanne von drei Monaten von der ers-
ten Unterstützung bis zum Schuleintritt 
stellt den Richtwert dar. Durchschnittlich 
verweilen die SchülerInnen 6 bis 8 Wo-
chen im Projekt.
Erste Rückmeldungen zeigen, dass vor al-
lem auch die PädagogInnen in den Schu-
len das Angebot äußerst positiv bewerten. 
Viele Mitarbeitende in Bildungseinrich-
tungen werden in ihrem Arbeitsalltag täg-
lich von der Situation neu zugezogener 
SchülerInnen herausgefordert. „Malala“ 
wird daher als vorbereitendes Bildungs- 
und Beratungsangebot sehr unterstützend 
erlebt.
Auch zeigt sich, dass es für Kinder und Fa-
milien, die sich in einer neuen Umgebung 
und in der neuen Sprache Deutsch zu-
rechtfinden müssen, hilfreich ist, zu Be-
ginn auch AnsprechpartnerInnen zu ha-

ben, mit denen sie problemlos kommuni-
zieren können. Hier kommt den mutter-
sprachlichen BegleiterInnen eine zentrale 
Rolle zu. Sie sind die erste Anlaufstelle so-
wohl für Kind(er) als auch Eltern und 
MittlerInnen in vielen Belangen. Ihre ver-
antwortungsvolle Aufgabe umfasst somit 
weit mehr als die Förderung der Erst
sprache.
„Malala“ bietet den Teilnehmenden außer-
dem erstmals oder seit langer Zeit wieder 
einen geschützten Raum mit einem gere-
gelten Tagesablauf. Dadurch können sich 
die betroffenen Kinder und Jugendlichen 
in einem angstfreien Umfeld auf die neue 
Sprache Deutsch und auf das (vor)schuli-
sche Lernen einlassen. 
Das Projekt „Malala“ versteht sich als 
Baustein eines offensiven, aktiv gestalten-
den Umgangs mit geflüchteten Kindern 
und Jugendlichen, denen der Einstieg in 
das Schulsystem – unter Einbeziehung der 
Eltern – erleichtert werden soll. Ziel ist es 
letztendlich, faire und längerfristig gleiche 
Bildungschancen für alle zu schaffen – 
dies ist auch eine zentrale Zielsetzung der 
Bildungs- sowie der Integrationsstrategie 
der Stadt Graz.

AUS DEM STÄDTEBUND
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Zumtobel beleuchtet Sägerbrücke
Die umfassende Sanierung der 
Dornbirner Stadtstraße von der Kro-
nenkreuzung bis zur Sägerstraße 
und der Neubau der Sägerbrücke 
sind ein richtungsweisendes Stra-
ßenbauprojekt. Der neuen Säger-
brücke gelingt es nicht nur, unter-
schiedliche Bedürfnisse und 
Interessen zu vereinen, sie ist 
gleichzeitig ein architektonisches 
Highlight und lässt Kunst zu einem 
integralen Teil des öffentlichen 
Raums werden. 

Die Lichtlösung für die neue Sägerbrücke 
entwickelte und realisierte Zumtobel in en-
ger Zusammenarbeit mit dem Architekten 
Hugo Dworzak, dem Stadtplaner Stefan 
Burtscher und dem Künstler Hubert Lam-
pert, der mit der Installation „Do.Helix“ 
einen besonderen Blickfang inmitten der 
Brücke geschaffen hat. Rein funktionell 
dient die Sägerbrücke natürlich der Über-
windung der Dornbirner Ach, aber sie ist 
darüber hinaus eine Schlüsselstelle für den 
Pkw- und Lkw-Verkehr im Innenstadtbe-
reich und eine hochfrequentierte Dreh-
scheibe für den Öffentlichen Verkehr. So 
galt es, Raum zu schaffen für eine intelli-
gente Verkehrsführung, die Aufenthalts-
qualität beim Umsteigen für rund 1.600 
Stadt- und LandbusbenutzerInnen zu er-
höhen und auch die Sicherheit für Radfah-
rerInnen und FußgängerInnen zu verbes-
sern. Mit einer Breite von 37,5 m und eine 
Länge von 32,5 m ist die Brücke breiter als 

lang, sodass der Verkehr vierspurig mittig 
geführt werden kann, jeweils 7,5 m breite 
Geh- und Fahrradwege sowie Wartezonen 
für den Land- und Stadtbus bilden flankie-
rend die beidseitigen Seitenzonen der Brü-
cke.

LED-Technologie sorgt für  
gleichmäßige Ausleuchtung 
Die zentrale Herausforderung für die 
Lichtlösung lag darin, mit nur zwei Positio-
nen für die Montage der Leuchten, jeweils 
am äußersten Punkt der Brücke, eine 
gleichmäßige Ausleuchtung über die ge-
samte Fläche und alle Fahrbahnen hinweg 
zu schaffen, die den Normen für Straßen-
verkehr, Radwege und Fußgängerüberwege 
entspricht. Mit zwei 13 m hohen Masten, 
die für die Montage der auf das Projekt an-
gepassten LED-Außenleuchte „SUPER-
SYSTEM outdoor“ dienen und sich mit ih-
rer geradlinigen, zurückhaltenden For-
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mensprache mühelos in das architektoni-
sche Gesamtkonzept einfügen, konnte 
Zumtobel sowohl den Architekten, den 
Künstler als auch die Verantwortlichen der 
Stadtplanung überzeugen. 
Einer der Vorteile der LED-Technologie ist 
die größere gestalterische Freiheit, die durch 
kleinere Baugrößen entsteht. So sind in den 
Masten, die einen Querschnitt von nur 300 
x 300 mm haben, jeweils 13 Leuchten mit 
je 18 LED-Lichttuben quasi zur Gänze in-
tegriert. Mit einer 6er-Gruppierung der 
LED-Tuben und gezielten Ausrichtung auf 
einen bestimmten Brückenbereich wird 
eine absolut gleichmäßige Ausleuchtung der 
gesamten Fläche und maximaler Sehkom-
fort ohne Blendungen erzielt. 

Energieeffiziente Lösung  
mit hoher visueller Qualität 
Mit einer neutralweißen Farbtemperatur 
von 4000 K nach Vorgaben der Stadtver-

waltung hebt sich die neue Sägerbrücke 
bewusst von ihrer Umgebung ab und un-
terstreicht die platzartige Öffnung des In-
nenstadtbereichs. Die exakte Lichtvertei-
lung in Kombination mit einer geringen 
Anschlussleistung von 43W pro Leuchte 
(560W pro Lichtmast) machen SUPER-
SYSTEM outdoor zu einer sehr energie-
effizienten Lösung, die zudem unnötige 
Lichtverschmutzung vermeidet. 
Der Lichtlösung gelingt es, mit ihrem re-
duzierten Design eine hohe visuelle Qua-
lität für die Menschen zu schaffen, ohne 
sich in den Vordergrund zu drängen, so-
dass die Architektur ihre Wirkung als 
„Brücken-Insel“ entfalten kann und die 
Skulptur im Zentrum der Brücke zur Gel-
tung kommt.

Mag. Rudolf Hämmerle,  

Stadtkommunikation Dornbirn 
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Fachausschuss „Facility Management“ und  
Plattformtreffen „Kommunales Facility Management“
Am 23. Mai 2016 fanden im Con-
gresscenter Villach eine Sitzung des 
Fachausschusses „Facility Manage-
ment“ und das 12. Plattformtreffen 
„Kommunales Facility Management“ 
statt.

Bei diesem Treffen konnten neben den 
Gastgebern, Stadtrat Andreas Sucher 
(Stadt Villach) und Riccardo Oliva (Stadt 
Villach), und zahlreichen VertreterInnen 
von FM-Organisationen österreichischer 
Städte und Gemeinden, auch Alexander 
Lesigang vom Österreichischen Städte-
bund sowie Claudia Laubner von der Faci-
lity Management Austria (FMA) durch Pe-
ter Kovacs und Helmut Pimpl (Mitinitia-
tor der Plattform Kommunales FM) be-
grüßt werden.
Zum Auftakt des Treffens wurde von Alex-
ander Tomasi (Stadt Villach) das Sicher-
heitskonzept der Stadt Villach, mit dem 
Alarmierungs- und Hilfeleistungskonzept 
für die MitarbeiterInnen, vorgestellt. Im 
Anschluss daran erfuhren die interessierten 
Teilnehmer in einer Präsentation von Ric-

cardo Oliva Details über die Projektent-
wicklung und Projektabwicklung des Neu-
baus der „Schulsporthalle St. Martin“. Da-
bei wurde vorgestellt, wie nach Abbruch 
der veralteten Rundturnhalle eine mo-
derne, funktionelle Dreifachturnhalle mit 
einer Mehrfachnutzung als Schulsport-
stätte für das angrenzende BRG St. Martin 
sowie als Sport- und Veranstaltungsstätte 
entstand. 

Verantwortung und Dokumentation
Im Rahmen einer Präsentation wurde von 
Peter Kovacs die Notwendigkeit von Ob-
jektsicherheitsbegehungen auch für kom-
munale Objekte thematisiert und die seit 
15. Mai 2016 gültige ÖNORM B 1301 
(Objektsicherheitsprüfungen für Nicht-
Wohngebäude) vorgestellt, wo ein beson-
derer Fokus auf der Wahrnehmung der 
Verantwortung sowie der Dokumentation 
der Begehungen liegt. Im Zuge dessen wies 
Peter Kovacs auf den kürzlich in der FMA 
erschienen Leitfaden „Dokumentation bei 
Objektübergabe“ hin, da eine ordnungsge-
mäße Dokumentation bei Objektübergabe 

die Grundlage für die Betriebsdokumenta-
tion ist. 
Die Impulskraft von kommunalen Frei-
zeiteinrichtungen für die Region wurde in 
einer Präsentation von Thomas Winkler 
(Stadt Villach) über die Realisierung der 
„Kärntentherme Warmbad Villach“ ein-
drucksvoll dargestellt. In einem Vortrag 
vermittelte Riccardo Oliva den Teilneh-
merInnen den aktuellen Status über die 
Einführung und den Entwicklungsstand 
von FM in Villach. Ein besonderer 
Schwerpunkt bildete dabei der Einsatz des 
CAFM-Systems, wo sehr eindrucksvoll die 
Dokumentation und Datenhaltung im 
Rahmen des technischen und infrastruktu-
rellen FM dargestellt wurde.

Aktuelle Trends
Als Abschluss der Vorträge wurden von Pe-
ter Kovacs die Entwicklungen im Kommu-
nalen FM und die aktuellen Trends im FM 
sowie die Aktivitäten der Facility Manage-
ment Austria (FMA) vorgestellt.
Bei der Objektbesichtigung der „Schul-
sporthalle St. Martin“ am Nachmittag 
konnten sich die TeilnehmerInnen ein Bild 
über das am Vormittag Erfahrene machen. 
Das Objekt, das 2014 den Landesbaupreis 
erhielt, beeindruckte mit einer ansprechen-
den Architektur. Am zweiten Veranstal-
tungstag wurden die TeilnehmerInnen in 
der „Kärntentherme Warmbad Villach“ 
willkommen geheißen und konnten einen 
Blick hinter die Kulissen des Betriebes ma-
chen. 
Neben den spannenden Vorträgen war wie 
immer auch der Erfahrungsaustausch ein 
wesentlicher Bestandteil des Treffens.
Das nächste Treffen des Fachausschusses 
bzw. der Plattform „Kommunales Facility 
Management“ ist für Herbst 2016 geplant. 

Ing. Peter Kovacs, MA 34 - Bau- und Gebäu-

demanagement, Leiter Objektmanagement, 

Vorstandsvorsitzender Stv. der Facility Manage-

ment Austria (FMA) und Leiter des Fachaus-

schusses Facility Management im Österreichi-

schen StädtebundTeilnehmerInnenbild: Plattformtreffen Kommunales Facility Management
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Jetzt gestalten Städte die E-Mobilität 

Die Elektromobilität ist im Vor-
marsch. Doch für die städtische 
Umsetzung elektrischer Mobilitäts-
nachfrage sind Stadtplaner ge-
fragt, um zukünftig bedarfskon-
forme und leistungsfähige 
Ladeinfrastrukturen an Mobilitäts-
knoten vorzufinden.

Aufwärtstrend für E-Mobilität: E-Fahr-
zeuge sind steuerbefreit, die Zulassungs-
rate von E-Fahrzeuge hat sich in den 
letzten sechs Monaten fast verdoppelt. 
Elektromobilität ist bei NutzerInnen 
längst angekommen – jetzt müssen zu-
kunftsfähige Voraussetzungen für das 
saubere Laden und Fahren geschaffen 
werden – und hier sind nun die Städte 
gefragt.

Qualität und Verfügbarkeit der  
Infrastruktur entscheidend
In österreichischen Städten gibt es in Be-
zug auf bedarfsgerechte, öffentliche zu-
gängliche Schnellladeinfrastruktur gro-
ßen Nachholbedarf. Ladeinfrastruktur 
ist immer noch Mangelware und oft ört-
lich und technisch nicht nachfragekon-
form. Kurzum: schlechte Ladeleistungen 
an falschen Orten sorgen bei den Nutze-
rInnen für Verdruss und belasten das 
Stadtbudget. Deshalb muss sich jede ös-
terreichische Stadt zum Ziel setzen, aus-
schließlich für das Mobilitätsverhalten 
sinnvolle und technisch zukunftsfähige 
Ladeinfrastrukturen zu errichten. 

Auffindbare, zugängliche und  
leistungsfähige Infrastrukturen  
notwendig
NutzerInnen leiden an schwer auffindba-
ren und nicht allgemein zugänglichen 
Ladeinfrastrukturen in Städten. Dies war 
für erste modellhafte Installationen auch 
durchaus legitim. Doch mittlerweile gibt 
es Lösungen am Markt, die zum Standard 
in Städten werden sollten. Vorhandene 
Ladeinfrastruktur muss technisch verbes-
sert sowie auffindbar und zugänglich ge-
macht werden. Dadurch ist nicht nur die 

einfache Auffindbarkeit garantiert, son-
dern auch überregionales Roaming als 
Baustein eines zukünftig wirtschaftlichen 
Betriebs möglich. Für Neuerrichtungen 
sind natürlich „Managed infrastructure“-
Angebote professioneller Ladestellenbe-
treiber wie SMATRICS und ELLA sehr 
attraktiv.
Städtische Personen und Güterverkehre 
werden nur dann emissionsfrei, wenn 
Stadtgestalter in deren Mobilitätskonzep-
ten die technische Entwicklung von E-
Fahrzeugen als Grundlage zukünftiger 
urbaner Mobilitätsangebote einbeziehen. 
Der weltweite Trend in der Entwicklung 
von E-Fahrzeugen geht vom reinen AC-

Langsamladen zum DC-Schnellladen 
mit Ladeleistungen von bisher bis zu 50 
kW auf mehr als 150 kW. Dies ist ge-
rade für die Stadtgestaltung wichtig, da 
man mit wenigen aber leistungsfähigen 
Ladestandorten mehr bewegen kann. Es 
gilt, klare Signale für einen Wandel zum 
sauberen Straßenverkehr zu setzen und 
„Stranded investments“ zu vermeiden.

Vertiefter Dialog mit ExpertInnen
Noch nie veränderten technische Ent-
wicklungen die Mobilität so stark wie 
heute. Deshalb gilt es, mit ExpertInnen 
aus Technologie- und Softwareunterneh-
men in Dialog zu treten. Denn deren 
Produkte beeinflussen das städtische 
Mobilitätsverhalten unmittelbar. 
E-Mobilitätsimpulse für Ihre Stadt:
1.) Jede öffentliche Ladeinfrastruktur in 

Städten international auffindbar und 
zugänglich machen

2.) Technische Mindeststandards für Er-
richtung und Betrieb von Ladeinfra-
struktur in der Stadt festlegen (mind. 
22 kW)

3.) Fuhrparkumstellungen des öffentli-
chen Dienstes und der Unternehmen 
initiieren

4.) Dialog mit E-MobilitätsexpertInnen 
für urbane Konzepte und Regularien 
praktizieren.

Produkt- und Service-Infos unter:
www.austrian-mobile-power.at/e-guide
www.swarco.com
www.has-to-be.com
www.smatrics.com
www.hubject.com
https://ella.at/

Ladesäule 
CirCarLife  
TRIO Quick Charger  
von Circontrol
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Österreichischer Verkehrssicherheitspreis  
„Aquila 2016“ verliehen
Das KFV (Kuratorium für Verkehrssi-
cherheit) ehrte zum 44-sten Mal he-
rausragende Projekte mit dem Ver-
kehrssicherheitspreis „Aquila“. 

In diesem Jahr erging der Preis an den 
Journalisten Erich Schönauer, die Ver­
kehrsredaktion des ORF Hitradio Ö3, die 
Marktgemeinde Wolfurt, den städtischen 
Kindergarten Klinkgasse aus Graz, die 
Verkehrserziehungsgruppe der Landesver­
kehrsabteilung Wien sowie das Bundes­
gymnasium Dornbirn. Zwei junge Tiro­
ler, die mit einem waghalsigen Sprung in 
den eiskalten Achensee zwei verunglückte 
Autoinsassen aus dem sinkenden Unfall­
wrack befreiten, erhielten den Preis für 
Zivilcourage. 

Große Zahl an Einreichungen
„Wir freuen uns sehr, dass auch in diesem 
Jahr wieder sehr viele und äußerst interes­
sante Projekte eingereicht wurden. Die 
große Zahl der Einreichungen zeigt aber 
vor allem, wie wichtig vielen Menschen 
das sichere Miteinander im Straßenver­

kehr ist und wie viele – von der breiten 
Öffentlichkeit oft unbemerkt – aktiv da­
ran mitarbeiten. Die eingereichten Pro­
jekte zeigen auch deutlich, dass sich die 
Verkehrssicherheitsarbeit mit den gesell­
schaftlichen Entwicklungen in Österreich 
mitbewegt. Aktuelle Herausforderungen 
wie Integration, Digitalisierung und si­
chere, umweltfreundliche Mobilität ha­
ben sich in den zahlreichen Projekten wi­
dergespiegelt“, erklärt Othmar Thann, 
Direktor des KFV. 

Sieger in der Kategorie  
Gemeinden und Städte 
Das Siegerprojekt der Marktgemeinde 
Wolfurt (Vorarlberg) senkte das Unfall­
aufkommen vor Ort seit 2014 auf Null. 
Dieses Erfolgsmodell trägt den Namen 
„Der Wolfurter Weg: Lebensqualität und 
Sicherheit durch Koexistenz im Straßen­
verkehr“. Es handelt sich dabei um ein 
umfassendes Verkehrskonzept zur Schaf­
fung einer neuen Verkehrskultur, die auf 
ein gutes Miteinander aller Verkehrsteil­
nehmerInnen und gegenseitige Rück­

sichtnahme setzt. Der Erfolg gibt dem 
„Wolfurter Weg“ Recht: der motorisierte 
Verkehr wurde weniger und leiser. Die 
Trennwirkung großer Straßen wurde re­
duziert. Und seit der Umsetzung der Be­
gegnungszone (Sommer 2014) wurde 
kein Verkehrsunfall mehr registriert. 

Nächster Aquila im Jahr 2018
Ziel von „Aquila“ ist, sich bei Institutio­
nen, Teams, Persönlichkeiten und Initiati­
ven zu bedanken und ihre Leistungen 
einer breiteren Öffentlichkeit näherzu­
bringen. Das KFV (Kuratorium für Ver­
kehrssicherheit) prämiert u.a. Kindergär­
ten, Schulen, Städte und Gemeinden, die 
sich durch ihren außergewöhnlichen Ein­
satz und ihre Kreativität für die Verkehrs­
sicherheit einsetzen. Der Österreichische 
Verkehrssicherheitspreis wird in Form der 
Trophäe „Aquila“, einem Adler, der Si­
cherheit und Schutz verkörpert, alle zwei 
Jahre verliehen. 

Infos unter: www.kfv.at
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BANKKONDITIONEN –  
GELDWERTE VORTEILE

Die Rechtsthematik günstiger Bank-
konditionen für Bankmitarbeiter be-
schäftigt bereits seit geraumer Zeit 
die Höchstgerichte; obwohl in der 
SKW unter Bezugnahme auf eine 
Entscheidung des Verwaltungsge-
richtshofes die generelle Steuerfrei-
heit derartiger Mitarbeiterbegünsti-
gungen angesprochen wurde, hat 
zuletzt eine Höchstgerichtsent-
scheidung vom 21.4.2016, 

Zl. 2013/15/0259, eine entspre-
chende rechtliche Klarstellung ge-
bracht.

1. Rechtsgrundlage für geldwerte 
Vorteile
1.1. Gesetzesnormen
Die Bemessungsgrundlage ist gemäß § 5 
Abs. 1 KommStG 1993 die Summe der 
Arbeitslöhne, die an die Dienstnehmer der 
in der Gemeinde gelegenen Betriebsstätte 

gewährt worden 
sind. Zu den Ar-
beitslöhnen gehö-
ren unter anderem 
Bezüge gemäß § 25 
Abs. 1 Z. 1 lit.a 
und lit.b EStG 
1988; zu den Ein-
künften aus nicht 
selbständiger Arbeit 
gemäß § 25 Abs. 1 
Z. 1 lit.a EStG 
1988 zählen Bezüge 
und Vorteile aus ei-

nem bestehenden oder früheren Dienstver-
hältnis. Zu diesen Vorteilen gehören ge-
mäß § 15 Abs. 1 EStG 1988 auch Einnah-
men, wenn dem Steuerpflichtigen Geld 
oder geldwerte Vorteile im Rahmen der 
Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z. 4 – Z. 7 
zufließen; zu den genannten Einkunftsar-
ten werden Einkünfte aus nicht selbständi-
ger Arbeit, aber auch Einkünfte aus Kapi-
talvermögen, aus der Vermietung und Ver-
pachtung und sonstige Einkünfte im Sinne 
des § 29 EStG 1988 gerechnet.
Nicht zur Bemessungsgrundlage gehören 
u.a. gemäß § 5 Abs. 2 lit.c KommStG 
1993 die im § 3 Abs. 1 Z. 11 und Z. 13 – 
21 EStG 1988 genannten Bezüge. Ein-
kommensteuerrechtlich und damit auch 
kommunalsteuerrechtlich befreit sind seit 
2016 beispielsweise 
-	 der geldwerte Vorteil aus unverzinsli-

chen oder zinsverbilligten Gehaltsvor-
schüssen und Arbeitgeberdarlehen, so-
weit der Gehaltsvorschuss oder das Ar-
beitgeberdarlehen den Betrag von € 
7.300,-- nicht übersteigen (§ 3 Abs. 1 Z. 
20 EStG 1988 seit 15.8.2015),

-	 der geldwerte Vorteil aus dem kostenlo-
sen oder verbilligten Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen, die der Arbeitge-
ber oder ein mit dem Arbeitgeber ver-
bundenes Konzernunternehmen im all-
gemeinen Geschäftsverkehr unter gewis-
sen Voraussetzungen anbietet (Mitarbei-
terrabatt nach § 3 Abs. 1 Z. 21 EStG 
1988 seit 1.1.2016).

1.2. Sachbezugswerteverordnung
Der Einkommenssteuergesetzgeber führt 
im § 15 Abs. 2 EStG 1988 zu den geld-
werten Vorteilen demonstrativ Wohnung, 
Heizung, Beleuchtung, Kleidung, Verkös-
tigung, Überlassung von Kraftfahrzeugen 
zur Privatnutzung und sonstige Sachbe-
züge an, welche mit den um übliche Preis-
nachlässe verminderten Endpreisen des 
Abgabeortes anzusetzen sind. Für Mitar-
beiterrabatte im Sinne des § 3 Abs. 1 Z. 21 
EStG 1988 erfolgt die Berechnung des 
geldwerten Vorteiles nach § 15 Abs. 2 Z. 3 
EStG 1988, sofern er nicht in der Sachbe-
zugswerteverordnung selbst geregelt wird.
Der Bundesminister für Finanzen wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Kon-
sumentenschutz, die Höhe der geldwerten 
Vorteile mit Verordnung festzulegen sowie 
in der Verordnung für die Zurverfügung-
stellung von Kraftfahrzeugen im Interesse 
ökologischer Zielsetzungen Ermäßigungen 
und Befreiungen vorzusehen. 
Aus dieser Sachbezugswerteverordnung, 
BGBl.II Nr. 416/2001 idF BGBl.II Nr. 
395/2015, sind im Wesentlichen hervorzu-
heben,
-	 der Wert der vollen freien Station mit € 

196,20 monatlich,
-	 verbilligte oder kostenlose Zurverfü-

gungstellung von Wohnraum,
-	 die Privatnutzung des arbeitgebereigenen 

Kraftfahrzeuges mit einem Sachbezugs-
wert von 2 % der tatsächlichen Anschaf-
fungskosten des Kraftfahrzeuges bis ma-
ximal €  960,-- bzw. für Kraftfahrzeuge 
mit einem CO2-Emissionswert von 
nicht mehr als 130 g/km ein Sachbezug 
von 1,5 % der tatsächlichen Anschaf-
fungskosten des Kraftfahrzeuges bis ma-Bi
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ximal € 720,-- monatlich,
-	 die Privatnutzung eines arbeitgebereige-

nen KFZ-Abstell- oder Garagenplatzes,
-	 Zinsersparnisse bei zinsverbilligten oder 

unverzinslichen Gehaltsvorschüssen,
-	 bestimmte, an Mitarbeiter kostenlos 

oder verbilligt abgegebene Optionen.

2. Beispiele von  
geldwerten Vorteilen
Aus der reichhaltigen Rechtsprechung zur 
grundsätzlichen Abgabepflicht von bisher 
steuerpflichtigen geldwerten Vorteilen 
sollte hervorgehoben werden, 
-	 die Abgabe begünstigter Treibstoffe aus-

schließlich an Gemeindebedienstete 
(VwGH vom 19.9.1995, Zl. 
91/14/0240), sofern die Abgabepreise 
erheblich unter jenen von Diskonttank-
stellen im selben Verbrauchsort liegen,

-	 die Gewährung von Bauspardarlehen 
mit einem Zinssatz von 4,5 % an eigene 
Dienstnehmer durch die Bausparkasse 
(VwGH vom 20.9.1995, Zl. 
95/13/0011), während Bauspardarlehen 
an die anderen Kunden mit der üblichen 
Verzinsung von 6 % p.a. abgegeben wer-
den,

-	 die kostenlose Zurverfügungstellung von 
Gutscheinen an Arbeitnehmer eines Su-
permarktes (VwGH vom 8.5.2003, Zl. 
99/15/0101), selbst wenn die Waren 
ausschließlich bei diesem Supermarkt 
eingelöst werden können und damit den 
Umsatz des Arbeitgebers (Supermarktes) 
steigern,

-	 die Gewährung von begünstigten Stock-
Optionen an Arbeitnehmer im Rahmen 
ihres Dienstverhältnisses (VwGH vom 
15.12.2009, Zl. 2006/13/0136), wobei 
jedoch die Einräumung der Stock-Opti-
onen durch den Dienstgeber (Konzern-
gesellschaft) selbst zu erfolgen hat,

-	 das Sammeln von Bonusmeilen anläss-
lich von Dienstmeilen ist insofern kein 
geldwerter Vorteil (VwGH vom 
29.4.2010, Zl. 2007/15/0293), weil 
„der geldwerte Vorteil“ erst im Jahr der 
Einlösung der Bonusgutschrift anfällt 
und überdies nicht vom Arbeitgeber, 
sondern von einem Dritten (Reisebüro) 
gewährt wird,

-	 die Bereitstellung begünstigter ÖBB-
Fahrausweise durch ein Beförderungsun-
ternehmen an seine Mitarbeiter und 

Dienstnehmer (VwGH vom 19.9.2013, 
Zl. 2013/15/0183), während gemäß § 5 
Abs. 2 lit.c KommStG 1993 iVm § 3 
Abs. 1 Z. 21 EStG 1988 Vorteile aus der 
verbilligten oder unentgeltlichen Beför-
derung der eigenen Arbeitnehmer durch 
Beförderungsunternehmen selbst kom-
munalsteuerfrei sind.

Ausdrücklich sollte darauf hingewiesen 
werden, dass diese Rechtsprechung zu teil-
weise 2016 nicht mehr anwendbaren 
Rechtsnormen erging, weil beispielweise 
die bisherige Steuerbefreiung nach § 3 
EStG für die Beförderung eigener Dienst-
nehmer gesetzlich im Einkommenssteuer-
gesetz nunmehr nicht mehr vorgesehen ist 
(siehe Steuerreformgesetz 2015/2016, 
BGBl. 118/2015). 

3. Bankkonditionen –  
ältere Rechtsprechung
3.1. Arbeitgeberinteresse
Nicht nur bei Bankkonditionen, sondern 
grundsätzlich im Allgemeinen bezieht die 
höchstgerichtliche Rechtsprechung die 
Rechtfrage der Steuerbarkeit gewisser geld-
werter Vorteile auf bestimmte rechtliche 
Voraussetzungen. 
So hat das Höchstgericht in seinem Er-
kenntnis vom 31.7.2013, Zl. 
2009/13/0157, im Zusammenhang mit 
der unentgeltlichen bzw. begünstigten Be-
reitstellung eines Betriebsparkplatzes klar-
gestellt, dass ungeachtet des allfälligen par-
allelen Interesses des Arbeitgebers an der 
Nutzung des Betriebsparkplatzes nur dann 
kein geldwerter Vorteil vorliegen würde, 
wenn die Inanspruchnahme im ausschließ-
lichen Interesse des Arbeitgebers liege.
Der Bundesfinanzhof stellte dem dort 
überwiegend eigenbetrieblichen Interesse 
des Arbeitgebers an der Vorteilsgewährung 
die Bereicherung der Arbeitnehmer durch 
die Zuwendung des Arbeitgebers und da-
mit das Ausmaß der Bereicherung der Ar-
beitnehmer gegenüber (BFH-Urteil vom 
21.9.1990, VI R 97/86); danach zählt ein 
eigenbetriebliches Interesse aus der Sicht 
des Arbeitgebers umso weniger, je höher 
die Bereicherung aus der Sicht der Arbeit-
nehmer anzusetzen ist.

3.2. Vergleichskriterien
Differenzierter sieht die österreichische 
Rechtsprechung geldwerte Vorteile, wenn 

nicht nur Mitarbeiter, sondern auch an-
dere Kunden in den Genuss einer bei-
spielsweise unentgeltlichen Kontoführung 
gelangen (VwGH vom 21.5.2014, Zl. 
2010/13/0196). Danach liegt grundsätz-
lich kein geldwerter Vorteil vor, wenn die 
Inanspruchnahme nicht nur im überwie-
genden, sondern im ausschließlichen Inte-
resse des Arbeitgebers liegt; Ausschließ-
lichkeit des Interesses des Arbeitgebers an 
dieser Kontoführung setzt aber voraus, 
dass nach der Lage des konkreten Einzel-
falles bzw. Beschwerdefalles für die Arbeit-
nehmer ein aus der kostenfreien Führung 
der Mitarbeiterkontos resultierender Vor-
teil schlechthin nicht bestand. 
Im konkreten Beschwerdefall hatte die Be-
schwerdeführerin von der Abgabenbe-
hörde unwidersprochen behauptet, dass 
„eine große Zahl von Banken ihren Kun-
den schon seit Jahren kostenlose bzw. er-
heblich preisreduzierte Gehaltskonten an-
bieten, die den Mitarbeiterkonditionen 
entsprechen“. Das Höchstgericht folgerte 
aus dem Umstand, wonach den Mitarbei-
tern auch alternativ bei anderen Geldinsti-
tuten eine vergleichbare entgeltfreie Kon-
tenführung ohne weiteres möglich gewe-
sen wäre, eine Argumentation dahinge-
hend nicht mehr zulässig wäre, dass die 
(verpflichtende) entgeltfreie Kontenfüh-
rung beim konkreten Bankinstitut für die 
Bankmitarbeiter einen Vorteil schlechthin 
bedeutet hätte (VwGH vom 21.5.2014, 
Zl. 2010/13/0196).

4. Bankkonditionen – jüngste 
Rechtsprechung
4.1. Sachverhaltsdarstellung
Nunmehr wurde ein weiteres kommunal-
steuerrelevantes Abgabeverfahren für den 
Abgabenzeitraum 2004 – 2008 an das 
Höchstgericht herangetragen. Dem Sach-
verhalt nach bestanden die geldwerten 
Vorteile 
-	 in der begünstigten Guthabenverzinsung 

und Sollzinsenverrechnung bei Girokon-
ten,

-	 in der kostenlosen Inanspruchnahme 
von Kreditkarten für Bankmitarbeiter,

-	 in kostenlosen Depotgebühren für 
Bankmitarbeiter,

-	 in der kostenlosen Benützung von Safes 
und Schließfächern durch Bankmitar-
beiter,
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-	 in der kostenlosen Inanspruchnahme der 
Maestro-Card für Bankmitarbeiter.

Das die Bankmitarbeiter begünstigende 
Dienstleistungspaket
-	 wurde ausschließlich aktiven Bankmitar-

beitern und nicht einmal pensionierten 
Bankmitarbeitern zur Verfügung gestellt,

-	 wird in dieser Form und Umfang, sowie 
mit diesen Konditionen, auch keinen 
begünstigten Bankkunden des Bankins-
titutes bereitgestellt,

-	 wird in Form dieses „Dienstleistungspa-
ketes“ selbst bei guter Verhandlungsfüh-
rung den Bankkunden grundsätzlich 
nicht gewährt, während die Bankmitar-
beiter sogar einen Rechtsanspruch dar-
auf haben,

-	 wird jedenfalls den üblichen „Laufkun-
den“ des Bankinstitutes nicht zur Verfü-
gung gestellt und es war nicht bekannt, 
dass Bankkunden anderer Bankinstitute 
am Linzer Bankenmarkt ein nominell 
gleiches „Dienstleistungspaket“ angebo-
ten würde.

4.2. Auftragsgutachten
In einem vom steuerpflichtigen Bankinsti-
tut beschafften Auftragsgutachten wurde 
auf die wirtschaftliche Bedeutung dieser 
Bankkonditionen für das Bankinstitut als 
Arbeitgeber selbst hingewiesen, wie etwa 
-	 Verhinderung von Geldabfluss an kon-

kurrierende Institute, 
-	 Optimierung (Kostendegression) bei Bu-

chungs- bzw. Überweisungsvorgängen,
-	 Mitarbeiterbindung sowie Akquisitions-

effekt und Lerneffekte,
-	 Win-Win-Situation, wobei jedoch die 

Frage des Überwiegens der Begünstigun-
gen der Bankmitarbeiter gegenüber dem 
Bankinstitut eindeutig und unzweifel-
haft im Vordergrund stand und durch 
den im Gutachten erfolgten Hinweis auf 
ähnliche Angebote von Online-Banken 
und einem nicht praktikablen, öster-
reichweiten punktuellen Vergleich nicht 
in Abrede zu stellen war.

4.3. Rechtsmittelverfahren
Im abgabenbehördlichen Rechtsmittelver-
fahren wurde ein Konditionsvergleich her-
gestellt, wobei den einzelnen Produkten 
(Girokonten, Kreditkarten, Depotführung 
für Wertpapiere und Safes- und Schließfä-

cherkonditionen) der Mitarbeiter des spe-
zifischen Bankinstitutes sowohl die diesbe-
züglichen Konditionen für derartige Bank-
produkte bei Topkunden dieses Bankinsti-
tutes, aber auch bei Kunden anderer Bank-
institute am Linzer Markt gegenüberge-
stellt wurden. Dabei konnte durch die Ab-
gabenbehörde festgestellt werden, dass die 
Konditionen der Bankmitarbeiter des je-
weiligen Bankinstitutes weder von Top-
kunden desselben Bankinstitutes, noch am 
ortsüblichen Bankenmarkt erzielt werden 
konnten. Schließlich hatte die Abgabenbe-
hörde im Einverständnis mit der Beru-
fungswerberin aus verwaltungsökonomi-
schen Gründen und um eine einheitliche 
abgabenverfahrensrechtliche Vorgangs-
weise am Bankensektor zu erzielen und da-
mit die geldwerten Vorteile abgabepflichti-
ger Linzer Banken zu definieren, einen 
Pauschalbetrag pro Mitarbeiter als geld-
werten Vorteil im konkreten Abgabenver-
fahren angesetzt. 

4.4. Beschwerdeverfahren
Die Rechtsmittelentscheidung des Stadtse-
nates wurde von der Vorstellungsbehörde 
mit dem Hinweis auf das besprochene 
Auftragsgutachten aufgehoben, wogegen 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof 
erhoben wurde. 
Dabei verwies die Beschwerdeführerin 
(Stadt Linz) auf eine höchstgerichtliche 
Entscheidung vom 2.8.2000, Zl. 
97/13/0101, wonach auch eine Dienst-
wohnung einen geldwerten Vorteil und ei-
nen Bestandteil des Leistungsaustausches 
von Arbeitslohn und Arbeitsleistung dar-
stellen könne, selbst wenn eine Verpflich-
tung zur Benützung dieser Dienstwoh-
nung ein gewisses Interesse des Arbeitge-
bers darstelle. 
Ausdrücklich wurde darauf hingewiesen, 
dass ausschließlich ein Vergleich der Son-
derkonditionen für Bankdienstleistungen 
der Mitarbeiter einerseits und anderer 
Bankkunden desselben Bankinstitutes an-
dererseits rechtlich zulässig wäre, weil nur 
gleiches mit gleichem zu vergleichen und 
damit zu verifizieren wäre. 
Vor allem sei nur eine objektive Bewertung 
des Mitarbeiter-Dienstleistungspaktes bzw. 
der Mitarbeiter-Sonderkonditionen und 
nicht das subjektive Empfinden des Unter-

nehmers zu beurteilen. Gewisses eigenbe-
triebliches Interesse des Bankinstitutes an 
der Gewährung dieser geldwerten Vorteile 
würde ohnedies von der Abgabenbehörde 
nicht in Abrede gestellt, doch könnte die 
objektive rechtliche Beurteilung dieser 
geldwerten Vorteile durch den bloßen 
Hinweis auf ähnliche begünstigende On-
line-Bankverbindungen oder durch dieses 
Auftragsgutachten nicht in Frage gestellt 
werden. Nach einhelliger Rechtsauffassung 
der Höchstgerichte gelte der Grundsatz 
iura novit curia, wonach Höchstgerichte 
nicht verpflichtet seien, auf Auftragswerke 
einzugehen (OGH-Urteil vom 30.8.2012, 
2  Ob  92/11k). Dieses Auftragsgutachten 
wurde vor allem von der beschwerdefüh-
renden Abgabenbehörde dahingehend kri-
tisiert, dass 
-	 das Gutachten sehr allgemein gehalten 

sei, ohne konkrete Vergleichswerte zwi-
schen den Bankmitarbeitern und den 
Groß- und Dauerkunden anzustellen,

-	 ausschließlich bankwirtschaftliche Über-
legungen anstelle, 

-	 nur auf Produkte im Dienstleistungssek-
tor „Bank-Online“ Bezug nehme, 

-	 nicht zwischen Rechtsanspruch der 
Bankmitarbeiter und Verhandlungsge-
schick der Bankkunden unterscheide.

4.5. Höchstgerichtsentscheidung
In seiner Höchstgerichtsentscheidung vom 
21.4.2016, 2013/15/0259, folgte das 
Höchstgericht dem Beschwerdeantrag ge-
gen den negativen Vorstellungsbescheid 
der Aufsichtsbehörde und begründete 
seine Entscheidung damit, dass die als 
nicht steuerbar zu wertende Kontofüh-
rung eine Ausschließlichkeit des Interesses 
des Arbeitgebers an dieser Kontenführung 
bzw. diesem Dienstleistungspaket derart 
voraussetzt, dass nach der Lage des kon-
kreten Beschwerdefalls für die Arbeitneh-
mer ein aus der kostenfreien Führung der 
Mitarbeiterkonten resultierender Vorteil 
schlechthin nicht bestehen würde. Insbe-
sondere verwies das Höchstgericht dabei 
darauf, dass seitens der belangten Auf-
sichtsbehörde bzw. des mitbeteiligten Ban-
kinstitutes kein Nachweis erbracht werden 
konnte, dass die Mitarbeiter auch bei an-
deren Banken kostenlos Safes und 
Schließfächer hätten benützen können; 
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nachdem die Aufsichtsbehörde diesen Umstand als unerheb-
lich beurteilt hatte, hätte sie die Rechtslage in einem für die 
Vorstellungsentscheidung tragenden Aufhebungspunkt ver-
kannt (VwGH vom 21.4.2016, 2013/15/0259).

5. Resümee:
5.1. Für Bankmitarbeiter günstige Bankkonditionen oder 
Mitarbeiterrabatte können bei Abgabeverfahren für den Ab-
gabenzeitraum bis 31.Dezember 2015 grundsätzlich einen 
(kommunalsteuerpflichtigen) geldwerten Vorteil darstellen, 
wenn sie bei einer objektiven abgabenbehördlichen Betrach-
tung 
-	 aus einem Arbeitsverhältnis zu ihrem Bankinstitut als Ar-

beitgeber resultieren, 
-	 kein ausschließliches Interesse des Arbeitgebers vorliegt,
-	 durch die gewährten begünstigten Bankkonditionen bzw. 

Mitarbeiterrabatte eine gewisse Bereicherung der Arbeit-
nehmer gewährleistet wäre, 

-	 gleiche Konditionen bei ortsnahen Bankinstituten oder Fi-
lialen des Bankinstitutes seines Arbeitgebers unter gleichen 
Voraussetzungen nicht erzielt werden können.

5.2. Entscheidend ist eine objektive Betrachtung bzw. rechtli-
che Bewertung der geldwerten Vorteile durch die Abgabenbe-
hörde, während subjektive Bankphilosophien, unterschiedli-
che Kundenkonstellationen oder ein kundenspezifisches Ver-
handlungsgeschick bei der rechtlichen Bewertung der geld-
werten Vorteile unbeachtet bleiben sollten.

5.3 Die Berechnung der begünstigenden Bankkonditionen 
bzw. Mitarbeiterrabatte erfolgt nach § 15 EStG 1988 unter 
Berücksichtigung der Bestimmungen der Sachbezugswerte-
verordnung, wonach grundsätzlich übliche Preise (Konditio-
nen) am „Abgabeort“ anzusetzen sind, die Abgabenbehörde 
jedoch durchaus auch eine pauschale Vereinbarung mit dem 
Steuerpflichtigen über die Bewertung der geldwerten Vorteile 
vornehmen könnte.

5.4. Für den Abgabenzeitraum nach dem 1.Jänner 2016 ist 
jedoch bei der rechtlichen Beurteilung der geldwerten Vor-
teile auf die Gesetzesbestimmung des § 3 Abs.1 Z 21 EStG 
1988 Bedacht zu nehmen, wonach der geldwerte Vorteil aus 
dem kostenlosen Bezug von Waren und Dienstleistungen ,die 
der Arbeitgeber auch im allgemeinen Geschäftsverkehr anbie-
tet (Mitarbeiterrabatte), unter den dort taxativ genannten Vo-
raussetzungen einkommenssteuer- und damit kommunalsteu-
erbefreit ist; diese Gesetzesbestimmung ist jedenfalls bei der 
rechtlichen Würdigung von begünstigenden Bankmitarbeiter-
konditionen zu berücksichtigen, wenn die gesetzlich spezi-
fisch angeführten Kriterien wie allgemeine Begünstigung, be-
stimmte Wertgrenzen, vorliegen.

Dr. Peter Mühlberger, 

Magistrat Linz, Konsulent 
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58 � ÖGZ 7/8/2016

Ertragsanteilsvorschüsse für Juni 2016			    (Beträge in 1.000 EURO)
a) Berechnungsbasis für die Vorschüsse an gemeinschaftlichen Bundesabgaben (GBA)

	 Ertrag für 06/20161)	 Veränderung ggü. 06/2015	 Ertrag für 01-06/2016	 Veränderung ggü. 01-06/2015

	 in 1.000 EURO	 in %	 in 1.000 EURO	 in %

GBA mit einheitlichem Schlüssel	 4.851.655	 2,1%	 39.667.439	 8,7%

davon:				  

Veranlagte Einkommensteuer	 -288.944		  922.257	 2,3%

Lohnsteuer	 2.027.911	 -8,6%	 13.669.225	 -1,4%

Körperschaftsteuer	 -74.516		  2.706.222	 -2,5%

Umsatzsteuer	 1.949.356	 2,4%	 13.383.541	 3,0%

Mineralölsteuer	 477.899	 127,4%	 2.194.776	 17,5%

Abgeltungssteuern Schweiz	 0		  1.551	 2258,9%

Abgeltungssteuern Liechtenstein	 96	 -98,7%	 86	 -98,9%

GBA mit speziellen Schlüsseln	 181.701	 15,0%	 1.180.213	 17,9%

davon:				  

Bodenwertabgabe	 43	 136,0%	 2.767	 0,2%

Werbeabgabe	 7.315	 155,3%	 55.747	 -0,5%

Grunderwerbsteuer	 93.969	 20,6%	 629.390	 34,7%

GBA gesamt	 5.033.356	 2,5%	 40.355.342	 9,0%
1) i.d.R. basierend auf dem Steueraufkommen des zweiten vorangegangenen Monats				  

b) Gemeindeertragsanteile

	 Vorschuss für 06/2016	 Veränderung ggü. 06/2015	 Vorschuss für 01-06/2016	 Veränderung ggü. 01-06/2015

	 in 1.000 EURO	 in %	 in 1.000 EURO	 in %

Burgenland	  15.583 	 0,4%	  120.593 	 3,0%

Kärnten	  37.437 	 4,8%	  288.248 	 2,7%

Niederösterreich	  98.556 	 3,4%	  780.494 	 3,7%

Oberösterreich	  93.848 	 3,7%	  735.968 	 2,7%

Salzburg	  42.883 	 6,7%	  326.343 	 4,9%

Steiermark	  76.178 	 4,5%	  588.767 	 2,6%

Tirol	  54.868 	 3,8%	  418.624 	 5,1%

Vorarlberg	  30.358 	 10,7%	  226.295 	 5,4%

Wien	  159.463 	 5,0%	  1.245.715 	 4,0%

Summe 	 609.173 	 4,6%	  4.731.047 	 3,7%

FINANZEN
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Ertragsanteilsvorschüsse für Juli 2016			   (Beträge in 1.000 EURO)
a) Berechnungsbasis für die Vorschüsse an gemeinschaftlichen Bundesabgaben (GBA)

	 Ertrag für 07/20161)	 Veränderung ggü. 07/2015	 Ertrag für 01-07/2016	 Veränderung ggü. 01-07/2015

	 in 1.000 EURO	 in %	 in 1.000 EURO	 in %

GBA mit einheitlichem Schlüssel	 7.666.383	 0,2%	 47.415.168	 7,2%

davon:				  

Veranlagte Einkommensteuer	 851.067	 0,3%	 1.773.324	 1,4%

Lohnsteuer	 2.053.789	 -7,3%	 15.723.014	 -2,2%

Körperschaftsteuer	 1.365.151	 9,4%	 4.071.372	 1,2%

Umsatzsteuer	 2.423.435	 10,6%	 15.806.976	 4,1%

Mineralölsteuer	 225.872	 -35,3%	 2.420.648	 9,2%

Abgeltungssteuern Schweiz	 0	 -100,0%	 1.551	 -55,7%

Abgeltungssteuern Liechtenstein	 -47		  38	 -99,5%

GBA mit speziellen Schlüsseln	 169.351	 0,1%	 1.349.564	 15,4%

davon:				  

Bodenwertabgabe	 1.529	 -4,6%	 4.296	 -1,5%

Werbeabgabe	 10.073	 3,5%	 65.819	 0,1%

Grunderwerbsteuer	 76.403	 -3,3%	 705.793	 29,2%

GBA gesamt	 7.835.734	 0,1%	 48.191.077	 7,5%
1) i.d.R. basierend auf dem Steueraufkommen des zweiten vorangegangenen Monats				  

b) Gemeindeertragsanteile

	 Vorschuss für 07/2016	 Veränderung ggü. 07/2015	 Vorschuss für 01-07/2016	 Veränderung ggü. 01-07/2015

	 in 1.000 EURO	 in %	 in 1.000 EURO	 in %

Burgenland	  23.990 	 -0,3%	  144.583 	 2,5%

Kärnten	  58.112 	 0,8%	  346.360 	 2,4%

Niederösterreich	  153.336 	 -0,6%	  933.830 	 3,0%

Oberösterreich	  147.793 	 0,3%	  883.760 	 2,3%

Salzburg	  64.944 	 0,6%	  391.287 	 4,2%

Steiermark	  118.121 	 -0,9%	  706.889 	 2,0%

Tirol	  80.877 	 -1,3%	  499.501 	 4,0%

Vorarlberg	  43.660 	 0,5%	  269.955 	 4,6%

Wien	  243.987 	 0,0%	  1.489.703 	 3,3%

Summe	 934.820 	 -0,2%	  5.665.867 	 3,0%
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METZGER REALITÄTEN GRUPPE
NATIONAL UND INTERNATIONAL 
ANERKANNTE IMMOBILIENEXPERTEN

BEWERTUNG, BERATUNG UND RATING
VON IMMOBILIEN DER ÖFFENTLICHEN HAND

• Verkehrswertermittlung

• Bilanzbewertungen

• Begleitung bei Privatisierungs-
verfahren

• Tenderverfahren

• Beratung in immobilien-
wirtschaftlichen Belangen

• Risk & Rating

• Bewertung von Immobilien 
der öffentlichen Hand

• Bewertung von Hotel-, Tourismus- 
und Freizeiteinrichtungen

• Bewertung von Spezialimmobilien

WIEN |  DÜSSELDORF
MRG Beratungs- und 
Bewertungsgesellschaft mbH
A-1060 Wien, Gumpendorfer Straße 72
Tel +43-1/597 50 60-18
Fax +43-1/597 50 60-25
office@metzger-estate.com
www.metzger-estate.com
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